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07.10.1953 
BRD: Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" (41/1953) berichtet am 7. Oktober 1953 
über die deutschen "Spätheimkehrer": >>Den letzten Mann heimholen 
Jeden Tag, wenn die Feuerwehrkapelle von Herleshausen an der Zonengrenze (zwischen Ei-
senach und Bebra) den Choral "Nun danket alle Gott" spielt, wissen die Arbeiter auf den in 
der Nähe gelegenen Kartoffelfeldern: Es ist wieder ein Transport mit Heimkehrern aus der 
Sowjetunion eingetroffen. 
Dann drücken sich die olivgrün uniformierten sowjetzonalen Volkspolizisten jenseits der 
Grenzmarkierung in die niederen Büsche, um von weitem mit dem Fernglas den Empfang zu 
beobachten, den die westdeutsche Bevölkerung den ehemaligen "Kriegsverbrechern" bereitet. 
Die Vopos sehen nur einen winzigen Ausschnitt davon. Was sich anschließend auf der achtzig 
Kilometer langen Strecke vom Grenzort Herleshausen bis zum Entlassungslager Friedland bei 
Göttingen tut, bringt jedesmal die härtesten Männer aus der Fassung. 
So wurden einmal siegreiche Truppen empfangen - mit Blumen, kleinen Geschenken, win-
kenden Tüchern, mit Küssen und weichen Frauenarmen, die sich um rissige Männernacken 
legen. Die jetzt nach acht oder neunjähriger Gefangenschaft aus sowjetischen Zwangsarbeits-
lagern heimkehren, haben den Tod und Schlimmeres besiegt. In den beizenden Rauch der bis 
in die lauen Herbstnächte glimmenden Kartoffelfeuer träufeln Tränen der Freude und der 
Trauer. 
Die jetzt zurückkehren, kommen nicht - wie die Rußland-Heimkehrer von 1949/50 - zerlumpt 
und ausgemergelt, sondern sind größtenteils sonnengebräunt, relativ gut ernährt und voller 
Zuversicht, daß nun alles gut werden wird. Hinter dem Schlagbaum fiel sichtbar der Alpdruck 
der letzten Wochen: ob es nämlich wirklich ernst gemeint war, was die uniformen Zeitungen 
der Sowjets und die täglich an die "Plennis" (Rußland-Heimkehrer bzw. ehemalige deutsche 
Kriegsgefangene) verteilten Gazetten der Sowjetzone vor Wochen groß ankündigten: 
- daß es einzig und allein der Fürsprache einer Regierungsdelegation der "DDR" zu danken 
sei, daß jetzt annähernd 13.000 wegen Kriegsverbrechen verurteilte deutsche Kriegsgefangene 
zu ihren Familien zurückkehren dürften. 
Die Plennis wagten - nach mannigfachen Enttäuschungen - kaum noch, daran zu glauben, was 
ihnen die zivilen russischen Arbeiter auf den Baustellen im Swerdlowsker Bezirk oder in den 
Schachtanlagen vor dem Kohlenstoß unter Tage schon im Mai dieses Jahres zuflüsterten 
"Skoro domoi" (bald nach Hause). 
Die erste vage Hoffnung auf Aufhebung der Kollektivstrafen dämmerte, als Josef Wissario-
nowitsch Stalin die Augen schloß, vier Wochen danach steckten Frauen von MWD-Offizieren 
einzelnen "Plennis" die Nachricht, daß ihre Männer die Akten der zunächst zu Todesstrafen 
verurteilten, später zu 25 Jahren Zwangsarbeiten "begnadigten" deutschen Offiziere und Sol-
daten an das Innenministerium nach Moskau einsenden mußten. Offensichtlich stehe eine 
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Überprüfung der Urteile bevor. 
In den Lagern begann es zu brodeln. Genährt durch die großzügige Amnestie, die nach Stalins 
Tod zahlreiche russische Zwangsarbeiter wieder in Freiheit setzte, keimten auch bei den deut-
schen Gefangenen neue Hoffnungen. Es hatte den Anschein, als hätten Stalins Nachfolger 
etwas aus Dostojewskijs "Schuld und Sühne" gelernt. (Quintessenz: "Mann, Mann, ganz ohne 
Mitleid läßt sich's nicht leben.")  
Das Eingeständnis "unverantwortlicher Irreführung" in der Moskauer Ärzte-Affäre und die 
Freilassung der Todeskandidaten des vorbereiteten Schauprozesses ließen auch Rückschlüsse 
auf die Behandlung der deutschen Kriegsgefangenenfrage zu. Die Lager bekamen "Besuch". 
Innenminister Lawrentij Berija schickte Untersuchungskommissionen aus Moskau in die zu-
sammengeschrumpften Lager der deutschen Kriegsgefangenen. Das war gleich in den ersten 
Wochen nach Stalins Tod, als die Porträts des verblichenen Halbgottes auch aus den Amtsstu-
ben der Lagerkommandanturen entfernt und durch die Konterfeis der Diadochen (Nachfolger) 
ersetzt wurden. 
Berijas Kommissare aus Moskau stellten Fangfragen an die interessantesten "Plennis":  
"Nu, was werden Sie sagen über die Sowjetunion, wenn Sie kommen nach Westdeutschland?" 
Die unter besonders fadenscheinigen Vorwänden Verurteilten wurden separat getestet:  
"Werden Sie erzählen, daß Ihre Verurteilung ungerecht war?  
Werden Sie gehen zu die Amerikaner und uns machen schlecht?  
Werden Sie noch mal die Sowjetunion überfallen, wenn man Ihnen gibt Waffen?" 
Die meisten Antworten fielen so aus, wie die Entgegnung eines Arztes im Lager Perwo-
Uralsk:  
"Ich werde die Zeit, die hinter uns liegt, wie einen schmutzigen Mantel von mir werfen und 
nicht mehr daran denken ..."  
Die rote Sphinx schien zum erstenmal seit acht Jahren wirklich zu lächeln. 
Dann drangen die Meldungen vom Juni-Aufstand in der Sowjetzone bis in die Lager hinter 
dem Ural. Die Entlassungs-Vorbereitungen stockten. Plötzlich wurde Berija gestürzt. Hell-
wach verfolgten die ehemaligen Todeskandidaten in den Zwangsarbeitslagern jede kaschierte 
Meldung über die Diadochen-Kämpfe. Sie hatten gelernt, zwischen den Zeilen der "Prawda" 
und "Iswestija" zu lesen. 
Nun erschien ihnen der bis dahin allmächtige Zar der roten Gestapo wie ein Lebensretter. Al-
lem Anschein nach hatte ausgerechnet Berija die Entlassungen angekurbelt. Was nun, wenn 
mit ihm auch sein Entlassungsplan liquidiert wurde? 
Niemand mochte mehr arbeiten. Die Erfüllung der Normen sank aufs Minimum. Dann wurde 
offiziell am 6. Juli - sechs Wochen vor der angeblich durch die DDR-Regierungs-Delegation 
in Moskau ausgehandelten Freigabe von rund 13.000 zu Zwangsarbeit verurteilten deutschen 
Kriegsgefangenen - mitgeteilt, daß die vorbereiteten Entlassungen fortgesetzt würden.  
"Wir wagten immer noch nicht, daran zu glauben", sagt der ehemalige Oberstleutnant und 
Ritterkreuzträger Walter Peter Mohr, Hamburg, der im zweiten Spätheimkehrer-Transport 
zurückkehrte. "Man hat uns zu oft genarrt. Schon 1948/49, als das Hauptkontingent der noch 
überlebenden Kriegsgefangenen nach Deutschland zurückgeschickt wurde, hatte man uns ähn-
liche Versprechungen gemacht. Wir wurden ins Theater, in die Philharmonie und zu Sport-
veranstaltungen ins Stadion geführt." 
Einige Monate später wurde Mohr mit Hunderten von Stabsoffizieren in verschlossene Gü-
terwagen gesperrt. Die Offiziere versuchten bei der Fahrt über die Dnjepr-Brücken bei Dnje-
propetrowsk zu erkunden, ob der Zug nach Westen oder nach Osten rolle. Er rollte in die Tä-
ler des Ural. Die Sowjets behielten damals wohlweislich die meisten Stabsoffiziere und Gene-
rale zurück. Ebenfalls aussortiert wurden: 
- Die ehemaligen I c der Heeres- und Luftwaffenverbände, 
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- Angehörige der Waffen-SS und von Eliteverbänden, 
- Angehörige intellektueller Berufe, besonders Ingenieure, Juristen und Wissenschaftler. 
Die Sowjets hatten auf ihre Art tabula rasa gemacht und stempelten die für sie interessanten 
Kriegsgefangenen durch fingierte Schnellgerichtsverfahren zu Kriegsverbrechern. Wer trotz 
MWD-Terror und wochenlanger Haft standhaft blieb und kein individuelles Schuldprotokoll 
unterschrieb, wurde in die Kategorie der "Allgemein-Schuldigen" eingereiht. Es genügte allein 
die Tatsache, Angehöriger der "faschistischen Wehrmacht" gewesen zu sein und somit an der 
"Ausplünderung der Sowjetunion" mitgewirkt zu haben. 
Nun waren sie alle Strafgefangene, vom kleinen Funker bis zum Kommandierenden General. 
Die sowjetischen Polit-Instrukteure gaben es auf, diese Rotte der Verlorenen noch kommuni-
stisch zu behämmern. Offiziers-Renegaten der deutschen Wehrmacht, die einmal mit dem 
"Nationalkomitee Freies Deutschland" kollaboriert hatten und schließlich doch im Zwangsar-
beitslager gelandet waren, wurden gemieden wie Aussätzige. 
Aus den knappen Gesprächen, die MWD-Offiziere mit den Verurteilten führten, troff immer 
wieder der Verdacht: "Wenn wir euch entlassen, macht ihr einen neuen Krieg, zusammen mit 
den anglo-amerikanischen Imperialisten." 
Schon wegen dieser primitiven Verdächtigung haben es die Spätheimkehrer nicht gern, wenn 
sie nach Ankunft im Entlassungslager Friedland von britischen und amerikanischen Interroga-
tern (Verhörexperten) ausgefragt werden. Es wird ihnen allerdings anheimgestellt, die Aus-
kunft zu verweigern mit dem Hinweis darauf, daß sie jetzt "in ein demokratisches Land zu-
rückkehren, in dem es jedem freigestellt ist, zu reden oder zu schweigen". 
Sie schweigen lieber über ihren Arbeitseinsatz auf den Baustellen am Wolga-Don-Kanal, über 
den Aufbau eines neuen metallurgischen Kombinats in Perwo-Uralsk im Swerdlowsker Be-
zirk, wo Walzwerksanlagen (Reparationslieferungen der Sowjetzone) installiert wurden, um 
Stahlblöcke zu nahtlosen Röhren auszuwalzen - maßgerecht für alle Kaliber der roten Artille-
rie. 
Die Spätheimkehrer lassen sich auch nicht gern über Neuaufschlüsse von Kohlenflözen im 
Dongebiet ausholen, sondern reden dann schon lieber von den inneren Verhältnissen, so wie 
sie sich bei der täglichen Berührung mit der Zivilbevölkerung offenbarten. "Mit Nachdruck 
bemühen sich die neuen Sowjet-Machthaber um die Hebung des Lebensstandards der Bevöl-
kerung. Die ''Sowjetmenschen'' haben die Lumpen abgelegt und können sich jetzt besser klei-
den", weiß z.B. der Transportführer des zweiten Heimkehrerschubs, Oberstleutnant a.D. 
Mohr. 
"Auffallend ist auch die Zunahme der Motorisierung. Schlangen von Lastwagen wälzen sich 
über neue Asphaltstraßen. Auch kleinere Staatsfunktionäre und Stachanows können sich den 
Luxus von Personenkraftwagen leisten. Die großen Fahrzeug-Kombinate produzieren nachge-
baute deutsche Kraftwagentypen am Fließband. Man merkt besonders in letzter Zeit die Ten-
denz, die dumpfe Unruhe nach Stalins Tod durch Preissenkungen und wirtschaftliche Verbes-
serungen zu kompensieren, als komme es jetzt primär darauf an, die Sowjetunion im Inneren 
zu festigen.  
"Trotzdem haben wir mitunter besser gelebt als die Sowjet-Bürger, seit Lebensmittelsendun-
gen aus der Heimat zugelassen wurden und meist ohne Verlust die Lager erreichten. Den Le-
bensmittelspendern ist es zu danken, daß wir heute noch leben. Diese Sendungen flossen in 
den beiden letzten Jahren so reichlich, daß unsere russischen Nachbarn im Ort Liza (bei Per-
wo-Uralsk) das Lager der deutschen Strafarbeiter in ''Kapitaliza'' umtauften." Die Verurteilten 
hatten es nicht mehr nötig, für eine Schnitte russischen Graubrotes Überstunden zu leisten. 
Schlagartig verminderten sich die Todesfälle der Dystrophie. "Seit drei Jahren haben wir im 
Hauptlager Schachty am Don keinen Todesfall mehr gehabt", erinnerte sich der zurückgekehr-
te Lagerarzt. "Es sei denn, daß ältere Gefangene im Hospital an schweren Erkrankungen ge-
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storben sind." (Vergleichszahl von 1946: Im Lager Sewastopol starben damals täglich 35 bis 
40 Gefangene.) 
Die "Plennis" blieben für den einfachen Sowjetmenschen bis zuletzt attraktive Figuren. Oft 
kamen jüngere Frauen an den Lagerzaun, um sich erzählen zu lassen, wie man in Deutschland 
eine Ehe führt. Der Krieg hat die mittlere männliche Generation der Sowjetunion noch stärker 
geschröpft als in Deutschland. "König Mann" regiert in den meisten Aufsichtsfunktionen. Die 
Frauen müssen Schwerarbeit verrichten. 
Hunderttausende von Familien werden durch häufigen Arbeitsplatzwechsel auseinandergeris-
sen. Das Zusammenleben auf engstem Raum (meist zwei Familien in einer Kleinwohnung) 
veranlaßt vor allem die intelligenteren Paare zu künstlicher Geburtenbeschränkung. Nur in 
den ausgesprochenen Agrargebieten - im dumpfen Kral der Kolchosen - kennt die sprichwört-
liche russische Furchtbarkeit keine Grenzen. 
Leichter als die ausgeprägten Intellektuellen hatten es die rauhen Naturburschen unter den 
zwangsverurteilten "Plennis". Musterbeispiel: Oberleutnant a.D. Alfred Strunk, der vor eini-
gen Tagen nach Dortmund zurückkehrte. Strunk, bekannter Boxer im Halbschwergewicht, 
war das zwischen Woroschilowgrad und Schachty berüchtigte enfant terrible für die Natschal-
niks (Aufseher) und Lagerkommandanten. Strunk wurde nach mißglückter Flucht aus dem 
Plenni-Lager Sewastopol als Montageingenieur beim Schacht "Gigant" in der Nähe von Stali-
no eingesetzt. Der Boxer sah rot, als er Ende 1949 vor ein MWD-Tribunal geschleppt wurde, 
das ganz offensichtlich ein Urteil erfinden sollte, um ihn - während die Hauptentlassungswelle 
lief - als Fachkraft zurückzuhalten. 
Strunk erzählt, er habe das Tribunal niedergeboxt, den Aktentisch zerschlagen und nach meh-
reren weiteren Verfahren schließlich zehn Jahre Zwangsarbeit wegen "Disziplinlosigkeit" ge-
erntet. Da zeigte er seinen Bewachern erst recht die Faust. Russische Boxer traten an, um mit 
ihm ihre Kräfte zu messen. Erinnert sich Strunk: "Ein russischer Oberleutnant versetzte mir 
zwei Leberhaken, da gab ich ihm einen Uppercut und schlug ihn K.o." 
Strunk kam in die Massenzelle eines Strafgefängnisses, zusammen mit Mördern und anderen 
kriminellen Verbrechern, denen er Boxunterricht gab. Dann boxte er weiter Wärter und Auf-
seher, bis ihm MWD-Funktionäre das kalte Eisen ihrer Pistolen ins Genick drückten. Sie be-
kamen mittlerweile Spaß daran, diesen "njemetzki tschort" ("deutschen Teufel") auf Nerven-
proben zu stellen. Strunk bestand sie jedesmal und stieg im Ansehen bei seinen Aufpassern. 
Heute freut er sich: "In ihrer angestammten Vorliebe für brutale Kraft hatten die Russen bei 
mir etwas Ebenbürtiges entdeckt. Ich war ihr Typ." Sie drängten ihn oft: "Erzähl'' doch mal, 
wie du in Deutschland geboxt hast" und befühlten seinen Bizeps. "Eto charascho" ("das ist 
gut"). 
Strunk hat noch im Januar einen Oberfeldwebel der Lagerwache gegen den Schlagbaum am 
Lagereingang geschmettert, weil dieser dem von ihm geleiteten Arbeitskommando das mitge-
brachte Heizmaterial weggenommen hatte. Der MWD-Operativ-Leiter schüttelte den Kopf: 
"Strunk, kakaja mamuschka?" ("Strunk, was hast du bloß für eine Mutter gehabt"). 
Dann wurde ihm ein zusätzliches Jahr Gefängnis aufgebrummt. 
Er saß diese Strafe aber nur wenige Monate ab, bekam auch in der Gefängniszelle Heimatpa-
kete von westdeutschen Sportfreunden und wurde im Juni dem Lager Schachty zur endgülti-
gen Entlassung überstellt. 
Nach der Ankunft des Heimkehrertransportes in Frankfurt/Oder interessierten sich in Zivil 
gesteckte Vopo-Offiziere und Agenten des sowjetzonalen Staatssicherheitsdienstes für den 
martialischen Lagerschreck. Sie versuchten, ihn für die "demokratische Sportarbeit" in der 
"DDR" zu interessieren, aber Strunk lehnte ab mit dem Hinweis auf die Propaganda-Transpa-
rente im Durchgangslager: "Deutsche an einen Tisch." Der Boxer fragte die Agenten: "Warum 
laßt ihr dann nicht einmal die Deutschen hier aus der Umgebung an uns heran?" 
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Die Vopos gerieten in Verlegenheit. Sie haben strikten Befehl, alle durchfahrenden Transporte 
ehemaliger "Kriegsverbrecher aus der Sowjetunion" auf den Stationen abzuriegeln. Nur ein 
kleiner Teil der in der Sowjetzone und in Berlin Beheimateten steigt in Frankfurt/Oder aus. 
Der größte Teil derjenigen, die ihre Familien in der Sowjetzone wissen, fährt weiter nach 
Westdeutschland. (Die Wahl zwischen Ost und West wurde den Heimkehrern freigestellt). 
Immerhin hat es die Sowjetzonen-Regierung übernommen, die durchreisenden Heimkehrer 
vor dem Übergang nach Westdeutschland neu einzukleiden und gut zu verpflegen. Man gibt 
ihnen aus dem beschränkten Sortiment der staatlichen HO-Läden das relativ Beste, damit 
niemand in Westdeutschland sagen kann, der große Bruder in Moskau schicke die endlich 
Entlassenen in Lumpen nach Hause. 
Aber das Gefühl, wieder in Deutschland zu sein, kommt bei den Heimkehrern erst auf, wenn 
sie die weiße Markierung am Schlagbaum von Herleshausen hinter sich wissen. Dann atmen 
sie auf: "Jetzt sind wir erst richtig in Deutschland."  
Sie jubelten dem Bundespräsidenten zu ("Hurra, Präsident Heuss, wir danken, wir danken 
..."), als er ihnen am Donnerstag vergangener Woche im Lager Friedland persönlich ver-
sprach: "Wir müssen auch den letzten Mann heimholen."  
Und sie begrüßten stürmisch den Bischof Heckel vom Evangelischen Hilfswerk, das ihnen 
viele Pakete nach Rußland geschickt hatte.  
Das ist die größte Sorge der Zurückgekehrten: daß die Sowjets auch die noch versteckten klei-
neren Gefangenenkontingente nicht noch einmal auf Eis legen. Gut: sie haben angekündigt, 
rund 13.000 Verurteilte zu entlassen. Dabei scheinen nun auch - in der Endphase - die zurück-
gehaltenen Generale zu sein. 
Die Heimkehrer aus Schachty wissen, daß es in drei Straflagern sogar noch unverurteilte ehe-
malige deutsche Soldaten gibt. Diese etwa 500 Nichtverurteilten hat der MWD absichtlich 
sowohl während der Hauptentlassungsaktion 1949/50 als auch während der allgemeinen 
Kommandourteile vergessen. 
Sie passen in keine Kategorie, weil sie bis vor einiger Frist im Rüstungs-Kombinat "Molotow" 
arbeiten mußten. Sie wissen zuviel. Deshalb hinken sie jetzt bei der Entlassung noch hinter 
den formal Verurteilten her. 
Die Spätheimkehrer, die in diesen Tagen den Schlagbaum des Grenzortes Herleshausen pas-
sierten, warnen vor Illusionen. Aus der Koordinierung ihrer Berichte erwächst die Erkenntnis, 
daß Bundeskanzler Adenauer irrte, als er im April dieses Jahres während seines Amerika-
Besuches von "mindestens 300.000 Kriegsgefangenen und Deportierten" sprach, die noch in 
den Weiten der Sowjetunion zurückgehalten würden. Die meisten können nicht mehr zurück-
kehren. Sie sind gestorben und liegen längst in der lehmigen russischen Erde. 
"Es mögen noch 15.000, höchstens aber 20.000 ehemalige deutsche Soldaten sein, die bis zu 
Beginn der neuen Entlassungsaktion von den Sowjets festgehalten wurden", schätzen sowohl 
Heimkehrer als auch Experten des Evangelischen Hilfswerks (das seit Jahren alle Heimkeh-
rer-Aussagen auswertet) die Ziffer der Überlebenden.  
"Wir müssen alle Illusionen zurückstellen. Die meisten der Vermißten sind in den ersten Hun-
gerjahren gestorben." ...<< 
08.10.1953 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 8. Oktober 1953 über das Grenzdurchgangsla-
ger Friedland (x123/133): >>8. Oktober 1953. Und die Glocke in Friedland läutet zu jedem 
Transport, der da Menschen aus der russischen Steppe oder den unendlichen Wäldern des 
Ostens bringt, deutsche Menschen, aber auch Angehörige anderer Nationen. Darunter einen 
der jüngsten Heimkehrer, jetzt 21 Jahre, mit 13 Jahren in Ostpreußen gefangengenommen und 
in das Innere Rußlands verschlagen. Zusammen mit einem der ältesten Gefangenen, einem 
83jährigen General.  
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Die Glocke läutet für sie alle ...  
Hoffentlich läutet sie bald für den Letzten, der da zurückkommen soll.<< 
20.10.1953  
BRD: Bundeskanzlers Konrad Adenauer bildet nach seiner Wiederwahl am 20. Oktober 1953 
eine Koalitionsregierung aus CDU/CSU, FDP und BHE. 
Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer berichtet während der Regierungserklärung 
vom 20. Oktober 1953 (x353/80): >>… Entsprechend den zahlreichen Erklärungen des Bun-
destags und der Bundesregierung wird das deutsche Volk die sogenannte Oder-Neisse-Grenze 
niemals anerkennen.<< 
21.11.1953  
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 21. November 1953 (x095/163-166): 
>>... Die Wiederaufrichtung Preußens verlangt kein irgendwie maßgebender vernünftiger 
Mensch.  
Die Ausführungen des Herrn Mende (1916-1998, 1945 Mitbegründer der FDP, 1949-1980 
Mitglied des Bundestages) sind das Produkt eines politisch nicht gereiften Menschen. ... 
In Wirklichkeit – ich glaube, ich brauche das Ihnen wohl gar nicht zu sagen – ist Frankreich 
keine europäische Großmacht mehr und wird von den beiden anderen nur mitgenommen. Es 
kann erst wieder zu Bedeutung kommen, wenn es in die europäische Gemeinschaft hineingeht 
und in ihr sich wieder seiner Kraft bewußt wird. Ich bitte Sie, auch zu bedenken, daß die Lö-
sung der Saarfrage in französischem Sinne ein großes, sehr großes Opfer bedeuten würde. Es 
wird großer Schwierigkeiten bedürfen, eine Lösung, die vom deutschen Volke akzeptiert wird, 
zu finden. 
Wenn die EVG und damit die europäische Gemeinschaft nicht zustande kommt, fürchte ich 
einen sehr bösen Rückschlag in der psychologischen Haltung des deutschen Volkes.  
Ich bin ehrlich erschrocken darüber, wie stark die Stimmung in Frankreich seit den Tagen 
Schumans, insbesondere seit 1950, sich geändert hat. Ich glaube, das ist darauf zurückzufüh-
ren, daß seit 1950 das deutsche Volk wieder erstarkt ist. ...<< 
15.12.1953 
BRD: Der Zentralverband der vertriebenen Deutschen kritisiert am 15. Dezember 1953 die 
französische Außenpolitik (x155/43): >>Französische Parlamentarier, die in der letzten Wo-
che unter Führung des ehemaligen Ministerpräsidenten Daladier eine mehrtägige Reise durch 
Polen und die von Polen besetzten deutschen Ostgebiete machten, haben erklärt:  
"Die Oder-Neiße-Linie stelle eine natürliche Grenze des Landes dar. Sie sei eine echte De-
markationslinie des Friedens. Alle Bemühungen um eine Entspannung der Beziehungen zwi-
schen Ost und West seien zum Scheitern verurteilt, solange sich der Westen nicht entschlie-
ßen könne, die Unantastbarkeit der Oder-Neiße-Linie anzuerkennen. Falls die Deutschen die 
Oder überschreiten würden, bedeute dies den Krieg."  
Die Vertriebenen haben im Sinne ihrer Charta immer wieder betont, daß sie einen Krieg zur 
Wiedereroberung ihrer Heimat nicht wollen. Unantastbar ist für die Vertriebenen jedoch das 
Recht auf die angestammte Heimat. Es gehört zu den Grundrechten der Menschen, zu deren 
Hütern sich gerade die französische Nation berufen fühlt. 
Jede Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als sog. Friedensgrenze ist deshalb gleichbedeutend 
mit der Anerkennung von Unrecht und Gewalt.  
Niemals werden die Vertriebenen einer Festlegung der ostdeutschen Grenze zustimmen, die 
ohne Rücksicht auf den völkerrechtlich gültigen Gebietsstand einer Regelung im künftigen 
Friedensvertrag vorgreift. ... 
Auch für die Lösung des deutsch-polnischen Problems gilt das Wort Abraham Lincolns: 
"Nichts ist geregelt, solange es nicht geregelt ist."<< 
30.12.1953 
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BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 30. Dezember 1953 über das Grenzdurchgangs-
lager Friedland (x123/133): >>30. Dezember 1953. In Wattejacken, Lammfellmützen auf den 
Köpfen, holzbesohlte Stiefel an den Füßen, aber strahlende, überglückliche Augen brachten 
die Omnibusse von der Zonengrenze in Herleshausen 60 Frauen aus Rußland mit. Frauen, die 
z.T. fast 10 Jahre in Gefangenschaft waren.  
Sie wurden von Kopf bis Fuß neu eingekleidet, warfen übermütig ihre asiatischen Kopfbedek-
kungen in die Luft, fingen sie wieder auf, freuten sich unendlich, Kleider, Blusen und Röcke, 
richtige Frauenschuhe zu erhalten, stolzierten zunächst noch etwas unsicher und ungewohnt 
darin umher, verwandelten sich aber bald wieder in "Menschen wie du und ich".  
Das neue Jahr soll auch für sie ein neues Leben bringen.  
Wie sagte eine von ihnen? "Ich werfe hier alles, was ich mitgebracht habe, fort. Auch die Er-
innerung. Ab morgen bin ich wieder "Fräulein", gehe umher wie jede andere, lasse mich fri-
sieren, schlage in Modejournalen nach und tue so, als ob nichts gewesen wäre."  
Ob sie es tatsächlich fertigbringen wird? 8 furchtbare, entsetzliche Jahre einfach abzustreifen, 
beiseitezulegen, aus dem Gedächtnis zu streichen? ...<< 
31.12.1953  
DDR: Die Sowjets geben am 31. Dezember 1953 die sog. SAG-Betriebe (Sowjetische Akti-
engesellschaften) an das SED-Regime zurück. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Sowjetischen 
Aktiengesellschaften" (SAG) in der SBZ (x009/397): >>... Die Nettogewinne der SAG-
Betriebe (außer Uranbergbau) in den Jahren 1946-1953 werden auf etwa 3,5 Milliarden Mark 
geschätzt. Die "Rückgabe" in deutsche Verwaltung am 31.12.1953 war praktisch ein Rück-
kauf durch die Sowjetzonenregierung; der Kaufpreis hat mindestens 3,5 Milliarden Mark 
betragen. –  
Über alle diese Entnahmen der Sowjetunion aus den SAG-Betrieben liegen weder von sowje-
tischer noch von sowjetzonaler Seite irgendwelche Abrechnungen vor. Die Beschlagnahme 
und Nutzung der deutschen Betriebe durch die Sowjets ist eines der trübsten Kapitel der so-
wjetischen Besatzungspolitik.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Sowjetischen 
Handelsgesellschaften" in der SBZ (x009/397): >>Seit 1946 in der SBZ bestehende sowjeti-
sche Gesellschaften.  
Ihre Hauptaufgabe war der Ankauf von Erzeugnissen sowjetzonaler SAG-Betriebe und der 
Export dieser Güter in Länder des Sowjetblocks oder des westlichen Auslandes. Bei den so-
wjetischen Handelsgesellschaften handelte es sich teils um Filialen Moskauer Handelsgesell-
schaften in der Zone, ... teils um sog. deutsch-russische Gesellschaften, ... teils um direkte Or-
gane der sowjetischen Besatzungsmacht, wie die Wirtschaftsverwaltung der sowjetischen Be-
satzungstruppen (GSOW).  
Inzwischen wurden einige sowjetische Handelsgesellschaften aufgelöst. Ihre Aufgaben über-
trug man sowjetzonalen Stellen. Bis 1953 spielten die Sowjetischen Handelsgesellschaften 
infolge ihrer privilegierten Stelle eine bedeutende Rolle im Wirtschaftsleben der Zone. Die 
sowjetzonalen Produktionsbetriebe mußten Aufträge der sowjetischen Handelsgesellschaften 
mit Vorrang vor deutschem Bedarf ausführen.  
Die sowjetischen Handelsgesellschaften waren bis Ende 1953 auch im Veredelungsverkehr 
eingeschaltet; sie führten aus dem Ausland oder aus der Bundesrepublik Rohstoffe ein, die 
nach der Verarbeitung die SBZ wieder verließen. Als Veredelungsentgelt verblieben den Be-
trieben gewisse Prozentsätze des eingeführten Rohstoffes, die jedoch meistens ebenfalls nach 
Anweisungen der sowjetischen Handelsgesellschaften zur Fertigung von Waren für sowjeti-
sche Rechnung verwendet werden mußten.  
Die Lieferwerke in der SBZ erfuhren in keinem Falle, welche Erlöse mit ihren Gütern erzielt 
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wurden. Sie erhielten lediglich Gutschriften nach den 1944er Stopp-Preisen in Deutscher 
Mark Ost.  
Der Export von Erzeugnissen der SBZ stellte für die Sowjets eine der ergiebigsten Quellen der 
Bereicherung dar. Seit Anfang 1954 wickeln die Sowjetischen Handelsgesellschaften ihre Ge-
schäfte nicht mehr mit den Herstellbetrieben, sondern über die sowjetzonalen Außenhandels-
organe ab.<< 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 31. Dezember 1953 über das Grenzdurchgangs-
lager Friedland (x123/133-134): >>Diese kalte Silvesternacht am Ende des alten Jahres unter 
der Friedensglocke in Friedland werde ich nie vergessen.  
Während ringsum im weiten Land der Abschied des Jahres 1953 in den Gaststätten und Häu-
sern gefeiert wurde, standen genau zur gleichen Stunde in Friedland Männer mit Tränen in 
den Augen, heimgekehrt aus langer Gefangenschaft, und sangen aus übervollem Herzen: "Nun 
danket alle Gott". 
... Zu ihrer Begrüßung sprach in einer eindrucksvollen, nächtlichen Feierstunde, nebst Vertre-
tern der Regierung, Landesbischof Dr. D. Lilje von der Hannoverschen Landeskirche für die 
geistlichen Würdenträger beider Konfessionen. 
"Dieses ist eine unvergeßliche Silvesternacht", sagte der Bischof. "Die allmächtige Hand, die 
jeden von Euch hierher geführt hat, wird Euch auch in kommenden Jahren weiterführen."  
Tränen der Ergriffenheit standen den Heimkehrern, Internierten, Frauen und Männern, Zu-
schauern und auch den offiziellen Gästen in den Augen, als der Bischof zum Schluß alle auf-
forderte, mit ihm gemeinsam das "Vater unser" zu beten.  
Tausende erlebten diese Feierstunde an den Lautsprechern mit. 
806 Heimkehrer versuchten noch rechtzeitig im alten Jahr nach Friedland zu kommen. Sie 
überquerten, bevor die Glocken das neue Jahr einzuläuten begannen, zu Fuß in kleinen Grup-
pen die Zonengrenze bei Herleshausen und hörten dort durch den Rundfunk die Übertragung 
der Sylvesterfeier in Friedland. Alle blieben stehen, lauschten und sangen dann mit dem Po-
saunenchor der Göttinger Stadtkantorei das alte Lied "Lobe den Herren ..." 
Keiner der vielen Menschen, die an die Zonengrenze geeilt waren, um die Heimkehrer zu be-
grüßen und vielleicht Angehörige unter ihnen zu finden, rührte sich während dieser Übertra-
gung vom Fleck. ... 
Für einen von den 806 wurde die Sylvesternacht zur Todesnacht. Auf der Fahrt von der Zo-
nengrenze bis nach Friedland erteilte ihn der Tod durch Herzschlag. ...<< 
Ende 1953 ist die "BILD-Zeitung" mit einer Auflage von über 6.000.000 Exemplaren die auf-
lagenstärkste deutsche Tageszeitung (x175/477). 
UdSSR: Ein deutscher Heimkehrer schreibt Ende 1953 über die Zustände in den letzten so-
wjetischen Kriegsgefangenenlagern (x130/359): >>... Man muß diese Armee des Elends gese-
hen haben. Körperlich ruiniert durch Jahre und Jahrzehnte unter barbarischen Bedingungen in 
Haft, schlecht gekleidet, zahnlos, in überfüllten Baracken zusammengepfercht, tuberkulös, 
herzkrank, jede Woche werden einige von ihnen in der Tundra verscharrt.<< 
1953  
DDR: Im Jahre 1953 fliehen 331.390 Deutsche aus der Sowjetzone in den Westen. 
BRD: Im Jahre 1953 werden noch immer 200.000 deutsche Flüchtlinge und Vertriebene in 
Lagern untergebracht. Weitere 750.000 leben in Notwohnungen. Die restlichen 7 Millionen 
Vertriebenen besitzen "Normalwohnungen", 2/3 von ihnen sind Untermieter (x038/481-482). 
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1954 

Freiheit ist nur in dem Reich der Träume. 
Friedrich von Schiller (1759-1805, deutscher Dichter) 

01.01.1954 
DDR: Die sowjetische Wismut-AG (Uranbergbau in der SBZ) wird ab 1. Januar 1954 in eine 
deutsch-sowjetische Aktiengesellschaft umgewandelt. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Uranbergbau" 
in der SBZ (x009/449): >>Der Uranbergbau in der SBZ wird von der sowjetischen Wismut-
AG, seit 1.1.1954 angeblich zu einer deutsch-sowjetischen Aktiengesellschaft umgewandelt, 
betrieben.  
Die Sowjets schufen damit ein völkerrechtliches Novum, da erstmalig die Siegermacht eines 
Krieges ohne Fühlungnahme mit früheren Verbündeten nach eigenem Ermessen in dem von 
ihr besetzten Gebiet die Bodenschätze als Reparationsleistung ausbeutet. ...  
Die Hauptverwaltung Wismut-AG in Siegmar-Schönau bei Chemnitz (Sachsen) untersteht 
direkt sowjetischen Stellen in Moskau. Auch die Umfirmierung der Wismut-AG in eine sog. 
"deutsch-sowjetische Gesellschaft" 1954 hat nichts daran geändert, daß es sich um ein rein 
sowjetisches Unternehmen handelt.  
... Die Wismut-AG hat seit 1946 systematisch allen Boden der SBZ, der irgendein Uranvor-
kommen vermuten ließ, durch sog. "Geologenbrigaden" nach Uranvorkommen untersucht. 
Nach vergeblichen Schürfungen im Harz und im Zittauer Gebirge, die 1951/52 wieder einge-
stellt wurden, konzentriert sich der Uranbergbau gegenwärtig auf folgende Gebiete: 
1. Erzgebirge und Vogtland mit Hauptzentren um Johanngeorgenstadt, Falkenstein und 
Schneeberg; 
2. Thüringen mit Hauptzentrum Ronneburg. 
Nach zuverlässigen Schätzungen betrug der Beschäftigungsgrad bei der Wismut-AG im 
Herbst 1951 etwa 225.000. Diese Zahl entsprach rund 10 % aller Beschäftigten in Industrie 
und Bergbau der SBZ. Gegenwärtig dürften noch immer etwa 140.000 Arbeitnehmer tätig 
sein. Die Ausbeutungsergebnisse des Uranbergbaus werden streng geheimgehalten. –  
SED und FDGB unterstützen die Anwerbung deutscher Arbeitskräfte für den sowjetischen 
Uranbergbau. Trotz der Lohnkürzung seit Mitte Mai 1950 werden im Uranbergbau noch rela-
tiv hohe Löhne gezahlt. Sie stehen jedoch in keinem Verhältnis zu den geforderten Leistun-
gen. 
Art und Höhe der Finanzierung liegen völlig im dunkeln, da weder aus dem Staatshaushalt 
noch aus Unterlagen der Planungsstellen offene Angaben ersichtlich sind. Rückschlüsse aus 
der wechselnden Zahl der Beschäftigten und den im Erzbergbau allgemein üblichen Kosten 
ergeben allein für 1946 bis 1953 einen Gesamtaufwand von 7,75 Milliarden Mark. ... Die 
Ausbeute ist, besonders im Erzgebirge, in den letzten Jahren zurückgegangen. Trotzdem - so 
wird von Fachleuten geschätzt - dürfte vielleicht erst wenig mehr als die Hälfte der Uranvorrä-
te abgebaut sein. Die Vorräte im Raum Ronneburg sollen, bisherigen Personalbestand voraus-
gesetzt, eine Abbautätigkeit von etwa 15 Jahren ermöglichen.<< 
03.01.1954 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 3. Januar 1954 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/134-136): >>3. Januar 1954. Der Bundeskanzler besuchte Friedland, hielt 
eine Ansprache an die Heimkehrer, sprach mit ihnen und ließ sich zu den Kranken und 
Schwachen in den Sanitätsunterkünften führen. 
Täglich gehen bei der Lagerleitung bis zu 4.000 Anfragen nach dem Schicksal ehemaliger 
deutscher Soldaten ein, die irgendwo noch in Kriegsgefangenschaft sein sollen ... 
Lagerleiter Dr. Freßen ... sagte zu mir: "Das Schönste an diesem Lager ist der Geist aller, die 
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dabei helfen, den Entlassenen die ersten Stunden in der Heimat nicht unnötig durch die un-
vermeidliche Schreibarbeit zu erschweren, ihnen den Aufenthalt bei uns so angenehm zu ma-
chen, daß sich jeder gern an Friedland erinnert. 
Dieser Geist der Uneigennützigkeit, des Dienstes am Ärmsten, der unaufdringlichen Betreu-
ung, des guten Herzens, des persönlichen Opfers – dieser Geist ist seit der Gründung dieses 
Lagers hier zu Hause. Es ist schön, mit solchen Menschen im Interesse der Sache arbeiten zu 
können."<< 
07.01.1954  
DDR: Die SED gründet am 7. Januar 1954 das "Ministerium für Kultur".  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Kulturpolitik" in 
der SBZ (x009/242-245): >>Auf der ideologischen Grundlage der These Stalins von der "ak-
tiven Rolle" des Überbaues wird die Kultur als in allen Bereichen manipulierbar verstanden.  
Manipuliert wird sie in der SBZ im Sinne der bolschewistischen Parteilichkeit ("Es gibt bei 
uns ... nur eine Kulturpolitik: die unserer geliebten, mächtigen Partei der Arbeiterklasse, der 
SED", Johannes R. Becher zur Vorbereitung der Kulturkonferenz der SED von 1957) und der 
Liquidation aller geistigen Traditionen der "westlichen", bürgerlichen Welt.  
Der Bruch der Ideologie, der durch die oben erwähnte These Stalins manifestiert wurde, be-
gründet jedoch eine eigentümliche Doppelfunktion der Kultur: zum einen als Gut, das man 
erwerben oder "erstürmen" kann ("Ohne die Erstürmung der Höhen der Kultur kann die Ar-
beiterklasse ihre großen Aufgaben, den Sozialismus zum Sieg zu führen, nur schwer erfüllen" 
- Walter Ulbricht im Mai 1959), zum anderen als Instrument des Kampfes "gegen die kanni-
balischen Lehren der imperialistischen Kriegshetzer" oder als Antriebskraft für die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität, die Erfüllung der Pläne und den wirtschaftlichen Wettstreit mit der 
westlichen Welt. ... 
Bestimmt wird diese Kulturpolitik von der 1957 gegründeten Kulturkommission und den ein-
schlägigen Abteilungen des ZK der SED, also von wenigen Spitzenfunktionären dieser Partei, 
die als "Partei neuen Typs" die zuständigen Behörden über die in ihren führenden SED-
Genossen durch Parteiaufträge "anleitet".  
Die kulturpolitischen Konzeptionen der KP/SED wurden in einem langjährigen und noch an-
dauernden Prozeß durchgesetzt, dessen Etappen etwa folgendermaßen bezeichnet werden 
können:  
1. Besetzung der Schlüsselpositionen der Kulturinstitutionen mit Kommunisten.  
2. Gleichschaltung der "bürgerlichen" Parteien und Liquidierung aller nichtkommunistischen 
Tendenzen auf kulturpolitischem Gebiet.  
3. Fesselung der bürgerlichen "Intelligenz" und der Kulturschaffenden an das Regime durch 
Druck und Privilegien.  
4. Systematische Maßnahmen zum Aufbau einer neuen "Intelligenzschicht".  
5. Verlagerung des "Kulturkonsums" in die Betriebe und Massenorganisationen.  
6. Isolierung der "Kulturschaffenden" gegen den geistigen Austausch mit der freien Welt, so-
weit er nicht den Zwecken des Regimes und seiner Planwirtschaft dient.  
7. Massiver Einsatz der Staatsmacht zur Durchsetzung des Diamat (Dialektischer Materialis-
mus) und des Prinzips der bolschewistischen Parteilichkeit an den Schulen und Hochschulen 
und in der Erwachsenenbildung, des sozialistischen Realismus in Kunst und Literatur, des 
Atheismus und der sozialistischen Moral gegen Christentum und "bürgerlich-westlichen Hu-
manismus". ... 
Daß es auf dem gesamten Gebiet des Erziehungswesens nur noch staatliche Institutionen gibt, 
bedarf kaum noch der Erwähnung ... Aber auch in allen anderen Bereichen des Kulturlebens 
wird nichts dem Selbstlauf überlassen. Zur Anleitung und Kontrolle bedienen sich Partei und 
Regime vielfältiger Methoden und Institutionen; von den letzteren geben sich viele als freie 
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Vereinigungen oder Berufsverbände (aus), obschon sie in Wahrheit Instrumente des kulturpo-
litischen Dirigismus sind. Vor allem ist hier der Deutsche Kulturbund zu nennen, der sich aus 
einem Diskussionsforum der Intelligenz zum Steuerungsorgan des Ministeriums der SED ent-
wickelt hat. ... 
Alle Theater, fast alle Lichtspieltheater und die gesamte Filmproduktion sind verstaatlicht, 
und als Konzertveranstalter kommen neben staatlichen nur die Institutionen der kulturellen 
Massenarbeit in Betracht.  
Das Vermittlungswesen auf dem Gebiet der Musik, des Kabaretts usw. wurde in der Deut-
schen Konzert- und Gastspieldirektion monopolisiert, und ein zentraler, von der SED kontrol-
lierter Bühnennachweis lenkt den "Einsatz" der darstellenden Künstler.  
Alle größeren Buchverlage sind ebenfalls verstaatlicht; die gesamt Buchproduktion wird von 
einer Abteilung des Ministerium für Kultur angeleitet und kontrolliert. 
Der im Kunstleben einst wichtige private Auftraggeber ist durch Enteignung nahezu völlig 
ausgefallen, so daß auch die Freischaffenden (freie Schriftsteller, freie Wissenschaftler, bil-
dende Künstler, Musiker, Architekten) auf den sog. "neuen Auftraggeber werktätiges Volk", 
d.h. das SED-Regime, angewiesen sind. Damit ist die materielle Existenz der Freischaffenden 
an ihre Bereitwilligkeit gebunden, öffentliche Aufträge im gewünschten Sinne zu erfüllen. ... 
Das besondere Interesse des Regimes gilt der Betriebskultur.  
Die besonders stark geförderte kulturelle Massenarbeit wendet sich an die Betriebsbelegschaf-
ten, besonders der "volkseigenen Betriebe", der "sozialistischen Dörfer" und an die werktätige 
Jugend. Sie ist weitgehend Agitation und Propaganda ...  
Zur "Betriebskultur" gehört ferner der organisierte Besuch "fortschrittlicher", vor allem sowje-
tischer Theater- und Filmstücke und dessen Vorbereitung und Auswertung. Zur kulturellen 
Massenarbeit gehören aber auch die Pflege von Steckenpferden, das Spiel (z.B. Schach) und 
der Sport. 
Im Zeichen der Totalplanung und völliger Unterordnung unter politische Zwecke führt die 
Kulturpolitik der SBZ offenbar zur Sterilisierung des Geistesschaffens, Ansätze eines neuen 
schöpferischen Hervorbringens sind nicht erkennbar und unter unveränderten Bedingungen 
auch nicht zu erwarten.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den Deutschen "Kul-
turbund" in der SBZ (x009/239-240): >>Der Deutsche Kulturbund wurde als "Kulturbund zur 
demokratischen Erneuerung Deutschlands" im Juli 1945 auf Initiative der SMAD begründet 
und hatte nach einem Beschluß seines 3. Bundeskongresses 1951 "die Aufgabe, alle Angehö-
rigen der Intelligenzberufe zu vereinigen".  
Er betätigte sich zunächst interzonal und dem Anschein nach überparteilich, doch früh traten 
kommunistische Tendenzen deutlich hervor, so daß die Nichtkommunisten den Deutschen 
Kulturbund nach und nach verließen und sein Wirken im amerikanischen und britischen Sek-
tor von Berlin im November 1947 von den Kommandanten untersagt wurde. 
In den Folgejahren, vor allem unmittelbar nach der Proklamation des Neuen Kurses im Som-
mer 1953, trat der Deutsche Kulturbund immer dann in Erscheinung, wenn es sich darum 
handelt, die westdeutsche oder ausländische Geisteswelt im Sinne der Propaganda des realen 
Humanismus anzusprechen.  
Andererseits war er aber auch häufig "Brutstätte" revisionistischer Tendenzen und darum ein 
Gegenstand der Sorge und des Mißtrauens für die SED-Führung. Im ZK der SED wurde er 
immer wieder scharf kritisiert und vor allem für die geringen Fortschritte in der Heranbildung 
einer sozialistischen Intelligenz verantwortlich gemacht. ...  
Der Deutsche Kulturbund "arbeitet für eine reiche und vielgestaltige sozialistische Kultur, 
fördert ... besonders das Schaffen nach der schöpferischen Methode des sozialistischen Rea-
lismus, dient der Durchführung der sozialistischen Kulturrevolution im Dorf, arbeitet im Gei-
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ste des sozialistischen Patriotismus, bekennt sich zur unverbrüchlichen Freundschaft ... mit 
dem Lager sozialistischer Völker und Staaten, das vom ersten, erfahrensten und stärksten so-
zialistischen Land, der Sowjetunion, geführt wird. 
... Der Deutsche Kulturbund veranstaltet Vorträge, Diskussionen, Dichterlesungen, Konzerte, 
Führungen, Ausstellungen und Wettbewerbe. ... Der Deutsche Kulturbund ist Eigentümer des 
"Aufbau-Verlages"; seine Zeitschrift ist der "Aufbau".<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Kulturelle Mas-
senarbeit" in der SBZ (x009/240): >>Parteijargon für alle Maßnahmen der SED, die unter 
Ausnutzung der kulturellen Bedürfnisse der Menschen und meist unter Mißbrauch kultureller 
Einrichtungen und Veranstaltungen im Sinne der SED bewußtseinsbildend und produktions-
fördernd auf die Bevölkerung wirken sollen.  
Hauptträger der kulturellen Massenarbeit sind die Gewerkschaften (FDGB). Wichtigste Auf-
gaben der kulturellen Massenarbeit sind:  
1. ideologische und politische Aufklärungsarbeit,  
2. Erhöhung der "fachlich-wissenschaftlichen" Kenntnisse der Werktätigen,  
3. Erhöhung des sozialistischen Bewußtseins durch Volkskunst, Film, Theater, Zirkel der bil-
denden Kunst usw.  
Diesen Zwecken soll die Einrichtung von "Kulturclubs", Kulturkommissionen, "Kulturhäu-
sern" u.ä. dienen.  
Für die kulturelle Massenarbeit werden sowohl im Staatshaushalt als auch im Haushalt der 
Gewerkschaften und der Betriebe erhebliche Mittel bereitgestellt. Um die Belegschaftsmit-
glieder für Veranstaltungen der kulturellen Massenarbeit zu interessieren, werden Zirkel für 
Gesang, Volkstanz, Laienspiel, Fotografie u.a. unterhalten.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Sprache" in der 
SBZ (x009/414-415): >>Unter dem Eindruck des Parteijargons verändert sich die Schrift- und 
Umgangssprache der SBZ in einer Weise, die noch kaum untersucht wurde, hüben wie drüben 
aber von vielen Menschen als Symptom des Auseinanderlebens und der Entfremdung deutlich 
empfunden wird. ...  
Das Weltanschauungsmonopol des Marxismus-Leninismus und dessen behauptete Wissen-
schaftlichkeit, die Ansprüche der Zentralverwaltungswirtschaft (Produktionssteigerung, Plan-
disziplin, Erreichung des "Weltniveaus"), der militante Stil des Klassen- und Friedenskamp-
fes, die bewußte Anlehnung an die Sowjetunion - all das durchsetzt auf dem Wege über die 
Presse, Fachliteratur, Rundfunk, Schule, Schulung und kulturelle Massenarbeit, ja, selbst über 
Literatur, Theater, Kabarett das öffentliche und private Leben mit Elementen der pseudo-
philosophischen, politökonomischen, militärischen Fachsprache. 
Der Glaube an die Machbarkeit aller Dinge bestimmt (wie beim Nationalsozialismus) den 
Habitus des gesprochenen und geschriebenen Wortes; der ideologische Bruch der Doktrin (der 
Überbau hilft der Basis, Marxismus-Leninismus) nötigt zu sprachlichen Camouflagen (Tar-
nungen), ... der arglistigen Täuschung politisch Unerfahrener oder Schwankender dienen die 
Sinnverschiebungen bei Schlüsselbegriffen wie Demokratie, Freiheit, Frieden, Gesetzlichkeit, 
Mitbestimmung, Sozialismus, Wahlen usw., der Kampf gegen den "Klassenfeind", vor allem 
aber die Auseinandersetzung mit den ideologischen Abweichungen haben ganze Arsenale von 
Schimpf- und Schmähwörtern entstehen lassen, die für den Nichtkommunisten vielfach un-
verständlich sind (Objektivist, Praktizist, Versöhnler u.a.); Journalisten, Partei- und Gewerk-
schaftsfunktionäre, aber auch Lehrer passen sich unter Zwang, den ideologischen Weisungen 
und Losungen der SED prompt zu folgen, oft auch unfähig zu selbständigem Denken und ei-
genem Ausdruck (oder deren Gefahren meidend) der Sprache der jeweils maßgebenden Par-
teigrößen an, und Nichtkommunisten folgten ihnen darin, entweder um sich zu tarnen, oder 
um das "Partei-Chinesisch", nur dem Ohr von Gleichgesinnten vernehmbar, ad absurdum zu 
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führen. 
Die Verluderung der Sprache ist auch in der SBZ beobachtet und von einigen Einsichtigen 
(Becker, Klemperer, Weiskopf, Zweig) kritisch und warnend behandelt worden, doch wurden 
die spezifisch "gesellschaftlichen" Ursachen von ihnen begreiflicherweise übersehen.  
Der Spracherziehung dient, unter Wahrung der Tabus und mit klassenkämpferischen Ein-
schlägen, die unter Mitwirkung der Redaktion des sowjetzonalen "DUDEN" ... herausgegebe-
ne Monatsschrift "Sprachpflege". ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Parteijargon" in 
der SBZ (x009/320): >>Zunächst die Fach- oder Sondersprache der SED und ihrer Apparat-
schiks, im Wortschatz, gelegentlich auch im Satzbau beeinflußt von der Sprache der geistigen 
Väter ...  
Da die gesamte Literatur vom Flugblatt bis zum Dichtwerk, von der Fibel bis zum wissen-
schaftlichen Kompendium mit Ideologie und Politökonomie durchsetzt ist, breiten sich die 
Elemente des Parteijargons sowohl in der Umgangssprache wie in der Schriftsprache aus, der 
in Diktaturen unvermeidliche extreme Konformismus, andererseits das Tarnungsbedürfnis der 
Oppositionellen oder "Abseitsstehenden" fördern diese Ausbreitung, mit der sich die Sprache 
der SBZ schließlich qualitativ verändert und von der unseren (in Westdeutschland) fortent-
wickelt.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Zensur" in der 
SBZ (x009/499): >>Nach dem Wortlaut der Verfassung findet in der SBZ "Pressezensur nicht 
statt", sind "die Kunst der Wissenschaft und ihre Lehre frei".  
Vor- und Nachzensur durch die SMAD wurden von 1947 bis 1949 nach und nach aufgehoben, 
und die Kontrollfunktionen gingen auf deutsche, durchweg mit linientreuen Kommunisten 
besetzte Organe über.  
Wie im Dritten Reich und in vielen anderen "modernen" totalitären Systemen wird mit den 
Methoden der Lizensierung von Zeitungen und Zeitschriften, der Nachrichtenpolitik, der Zu-
lassung, Anleitung und Kontrolle von Verlagen, Lektoren, Redakteuren Kulturschaffenden 
seitdem eine sehr wirksame Zensur ausgeübt; es werden also im allgemeinen nicht Konzepte 
oder Manuskripte, sondern Menschen zensiert, korrigiert und unter Umständen auch unter-
drückt. Immerhin sind auch zahlreiche Fälle bekannt, in denen ausgedruckte Bücher, Zeit-
schriften- oder Zeitungsausgaben vor oder während der Auslieferung zurückgezogen und ver-
nichtet oder abgeändert werden mußten.  
Die Zensur der Presse funktioniert im allgemeinen so, daß Zeitungen vom Presseamt beim 
Ministerpräsidenten, Zeitschriften vom Ministerium für Kultur zensiert sein müssen (seit der 
Errichtung der DDR ist keine einzige Zeitung mehr lizenziert worden) und keine anderen 
Nachrichten als die des ADN bringen dürfen; die Post befördert nur periodische Druckerzeug-
nisse, die in der Postzeitungsliste enthalten sind; alle Druckerzeugnisse bis hinunter zu den 
Briefbögen und Familienanzeigen müssen vor dem Druck (aus Gründen der Papierwirtschaft) 
zur Genehmigung vorgelegt werden; die Genehmigung wird versagt, wenn sie nicht "den 
Grundsätzen des sozialistischen Aufbaus sowie den kulturpolitischen Erfordernissen" entspre-
chen. 
Schließlich wird häufig eine Nachzensur in der Form der öffentlichen Kritik und Selbstkritik 
geübt, die durch gelenkte "spontane" Mißfallensäußerungen der Werktätigen erzwungen oder 
unterstützt werden kann und bis zum Widerruf selbst wissenschaftlicher Arbeiten führt.<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Russifizierung" 
in der SBZ (x009/374): >>In der SBZ die von der Besatzungsmacht und der SED systema-
tisch betriebene Förderung des Vordringens russischer Kulturgüter, am eindrucksvollsten do-
kumentiert in den Lehrplänen und Lehrbüchern aller Schulgattungen, aber auch im Kunst- und 
Musikleben, auf dem Büchermarkt, in der Architektur, ja selbst in der Technik überall nach-
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weisbar.  
Russifizierung darf nicht mit Sowjetisierung verwechselt werden, geht aber Hand in Hand, 
indem nur solche russischen Kulturleistungen herausgestellt werden, die als "fortschrittlich" 
im bolschewistischen Sinne gelten oder entsprechend zurechtgemacht sind.  
Da das derart verbreitete Bild vom Russentum mit der geschichtlichen Wahrheit nicht über-
einstimmt, kann auch nur mit Einschränkung von echter Russifizierung gesprochen werden. 
...<< 
28.01.1954  
BRD: Die Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung der sudetendeutschen Interessen berichtet am 
28. Januar 1954, daß bei der Vertreibung über 300.000 Sudetendeutsche umgekommen sind.  
Von den überlebenden 3 Millionen Sudetendeutschen leben etwa 1,9 Millionen in der Bundes-
republik Deutschland (x159/35). 
25.03.1954  
DDR: Die Sowjetunion gibt am 25. März 1954 eine Souveränitätserklärung für die "DDR" ab, 
aber die DDR bleibt weiterhin von der Sowjetunion abhängig (x009/66).  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Souveränität" 
der DDR (x009/395-396): >>Den Anspruch auf Souveränität erhebt die SBZ seit dem 
25.3.1954, seit ihr die Sowjetunion die Souveränität zusprach. ...  
"Die DDR ist ein souveräner Staat, der frei nach eigenem Ermessen über seine internen und 
äußeren Angelegenheiten entscheidet, ohne die Rechte anderer Staaten und die allgemein an-
erkannten Normen des Völkerrechts zu verletzen. Durch die allseitige Mitarbeit der Bevölke-
rung an allen politischen und wirtschaftlichen Aufgaben, durch ihre Einflußnahme auf die 
Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz ist in der DDR auch zum erstenmal in der Geschichte 
Deutschlands die Volkssouveränität verwirklicht." –  
Von einer echten demokratischen Rechtfertigung ihrer angemaßten Souveränität durch freie, 
geheime, unmittelbare Mehrlisten-Volkswahlen wagt das Regime der SBZ nicht zu sprechen. 
...<< 
07.04.1954  
BRD: Der Bundestag lehnt den Souveränitätsanspruch der "DDR" am 7. April 1954 einstim-
mig ab (x156/7): >>Der Deutsche Bundestag erklärt, daß das deutsche Volk sich niemals mit 
der Spaltung Deutschlands abfinden und die Existenz zweier deutscher Staaten hinnehmen 
wird.  
Er wiederholt die Feststellung, daß das kommunistische Regime in der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands nur durch Gewalt existiert und keine Vertretung des deutschen Volkes ist. 
Die Bundesregierung als einzige demokratisch und frei gewählte deutsche Regierung ist allein 
berechtigt, für alle Deutschen zu sprechen. 
An dieser oft bekundeten Stellungnahme hat sich durch die Erklärung der Regierung der So-
wjetunion vom 25. März 1954 nichts geändert.<< 
24.04.1954 
BRD: Der Zentralverband der vertriebenen Deutschen fordert am 24. April 1954 die Wieder-
vereinigung des Landes (x155/45): >>Die Wiedervereinigung Deutschlands muß in Zukunft 
das erste und oberste Ziel der deutschen Politik sein. ...  
Dem ersten Schritt, der Vereinigung von Bundesrepublik und Sowjetzone, muß die Rückgabe 
der Heimat an die Vertriebenen nachfolgen.  
Die Bundesregierung hat die Aufgabe, das Unrecht der Vertreibung und den Anspruch der 
Vertriebenen auf Wiedergutmachung klarer und energischer als bisher im Bewußtsein des 
deutschen Volkes und der ganzen Welt wachzuhalten und zu verteidigen. 
Jeder Deutsche ist aufgerufen, für die friedliche Erreichung dieses Zieles mit ganzer Kraft ein-
zutreten.<< 
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Der Zentralverband der vertriebenen Deutschen kritisiert ferner die Regelung der "Saarfrage" 
(x155/45): >>Die Saar ist ein Bestandteil des Deutschen Reiches genauso wie die reichsdeut-
schen Vertreibungsgebiete östlich der Oder-Neiße. ... 
Die Vertriebenen bestehen darauf, daß deutsche Rechte auf die Saar nicht preisgegeben wer-
den. Eine Europäisierung der Saar ist nur möglich im Zuge einer gesamteuropäischen Ent-
wicklung. ...<< 
07.05.1954  
Vietnam: Die französischen Truppen der Festung Dien Bien Phu kapitulieren am 7. Mai 
1954.  
Damit geht der letzte französische Stützpunkt verloren. Frankreichs Kolonialherrschaft in In-
dochina wird dadurch endgültig beendet. 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schreibt später über die politische 
Entwicklung Vietnams (x192/457): >>... In Indochina, das wieder seinen alten Namen Viet-
nam erhielt, endete ein Befreiungskrieg 1954 mit der Niederlage der Franzosen bei Dien Bien 
Phu; auch hier wurde das Land (wie in Korea) in einen kommunistischen Norden und einen 
kapitalistischen Süden geteilt.  
Als der kommunistische Norden ab 1957 Übergriffe gegen den Süden startete, erhielt dieser 
von den USA Militärhilfe. Im Verlauf der sechziger Jahre schlitterte Amerika in einen langen 
und mit größter Brutalität geführten Krieg, in dem es eine halbe Million Soldaten einsetzte, 
um "den Vormarsch des Kommunismus zu stoppen". ...<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über das politische Schicksal Vietnams (x068/331-332): >> Vietnam, das "Land des Südens", 
an der Ost- und Südostküste Hinterindiens gelegen, ging aus dem Bestand von Französisch-
Indochina während der japanischen Besetzung im Zweiten Weltkrieg hervor. Die erst nationa-
listische, dann kommunistische Bewegung der Viet Minh befreite durch ihre Revolution 1945 
große Landesteile von den Besatzern und der mit diesen verbündeten französischen Admini-
stration.  
Am 2. September konstituierte sich die Demokratische Republik Vietnam unter Präsident Ho 
Chi Minh, bereits gegen Mitte dieses Monats aber setzte der Gegenangriff der Franzosen ein, 
unterstützt von Großbritannien, Nationalchina und den USA, die ab 1950 die Kriegskosten 
Frankreichs bis zu 80 % finanzierten. Nach schweren Verlusten wird der immer blutigere 
Formen annehmende Indochinakrieg 1954 durch die Genfer Ostasienkonferenz beendet. Viet-
nam bricht - man erinnere sich an Korea - in zwei Teile auseinander, wobei Süd-Vietnam un-
ter das Regiment von Ngo Dinh Diem gerät. 
Diem hatte sich von 1950 bis 1953 als Laienbruder in einem katholischen Kloster der USA 
auf seine Helden- und schließlich Märtyrerrolle vorbereitet. Von kirchlichen und politischen 
Kreisen empfohlen, wird er 1954 Ministerpräsident, 1955 Staatspräsident Süd-Vietnams. Er 
schanzt jetzt, gut katholisch, sämtliche Schlüsselpositionen der eigenen Familie zu; sein Bru-
der Monsignore Pierre Ngo Dinh Thuc, der Erzbischof von Hue, flüchtet später nach Rom. Er 
selbst, dem Vize-Präsident Johnson "bewundernswerte Qualitäten" attestiert, "aber wenig 
Kontakt zur Bevölkerung" (da er sie schamlos ausbeutete), wird viele Jahre von den USA ge-
stützt und hochgehalten.  
Allmählich aber kompromittieren diese die terroristischen Exzesse, die Konzentrationslager, 
Kerker, Menschenjagden des einstigen Klosterbruders derart vor der ganzen Welt, daß Präsi-
dent Kennedy die Ermordung des südvietnamesischen Regierungschefs - sie erfolgt am 1. No-
vember 1963, drei Wochen vor seiner eigenen - zumindest absegnet, wenn nicht, wie oft be-
hauptet, selbst befiehlt. 
Schon Eisenhower hatte Diem die Unterstützung seiner Regierung versprochen "beim Auf-
bau" gegen alle "Subversion oder Aggression" der bösen Kommunisten. Und schickte ihm 
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auch Jahr für Jahr durchschnittlich 300 Millionen Dollar zur Stärkung. 
Noch mehr aber engagierte sich Nachfolger Kennedy, den das Vietnam-Problem zuletzt mehr 
als alles andere in Asien beschäftigt hat, ja, er heizte das Feuer dieses Krieges mehr als jeder 
andere an, und seine nächste Umgebung schürte es mit.  
Vizepräsident Johnson (in Vietnam, Formosa, Thailand im Frühjahr 1961) war voller Opti-
mismus, empfahl die Stabilisierung der Lage, ein massives Engagement, lasse sich da doch 
überall "ein gesundes System" schaffen, um "der kommunistischen Flut zu widerstehen und 
sie zurückzudrängen".  
Und auch für Verteidigungsminister Robert McNamara, von Kennedy besonders geschätzt, 
deutete bei seiner Vietnam-Visite 1962 alles darauf hin, "daß wir diesen Krieg gewinnen." 
So schickte bereits Kennedy ganze Scharen von "Militärberatern" - man spricht von 20.000 - 
nach Süd-Vietnam, darunter viele Veteranen aus dem Korea-Krieg, dazu "die Waffen des mo-
dernen Krieges, von der Schreibmaschine bis zum Hubschrauber" (Schlesinger). Und natür-
lich kämpften diese Berater bereits mit der südvietnamesischen Armee. ...<<  
26.05.1954  
BRD: Ein US-Gericht der Alliierten Hochkommission verurteilt am 26. Mai 1954 den Leiter 
des tschechischen Lagers Budweis, Vaclav Hrnecek (der nach Westdeutschland geflohen 
war), zu 8 Jahren Freiheitsentzug (x025/59).  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schreibt später 
über dieses Urteil (x028/143): >>... Das Gericht begründete sein Urteil – acht Jahre Freiheits-
entzug - mit der bewiesenen Tatsache, daß Budweis auf verbrecherische und grausame Weise 
geleitet worden und - wenn auch ohne Gaskammern und systematische Liquidation der Men-
schen - ein Schreckensort gewesen war, wo Menschenleben und Menschenwürde nichts gal-
ten.  
Das Gericht wies dann hin auf die Unparteilichkeit demokratischer Rechtsverfahren, die einen 
Mann wie Hrnecek bestrafen müsse, wenn auch alle seine Opfer Deutsche gewesen waren - 
und zwar schwer bestrafen, um vom Sadismus abzuschrecken.<< 
Die Bundesregierung verkündet am 26. Mai 1954 das Gesetz über die Feststellung des Bun-
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 (x182/219): >>... Von den Ausgaben in Höhe 
von 24,2 Milliarden DM entfallen 31,9 % auf Sozialleistungen und 33,2 % auf Besatzungsko-
sten.<< 
27.05.1954 
Frankreich:  In Paris unterzeichnen die Außenminister der Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreichs, Italiens, Belgiens, der Niederlande und Luxemburgs am 27. Mai 1954 den Ver-
trag zur Errichtung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft -EVG- (x155/45). 
08.06.1954  
BRD: Der SPD-Abgeordnete Jakob Altmaier erklärt am 8. Juni 1954 im Deutschen Bundes-
tag (x352/86): >>… Die Austreibung der Deutschen aus ihrer eigenen, in mehr als tausendjäh-
riger Kultur durch Werke des Friedens ausgestalteten und unverlierbar gebliebenen Heimat 
war ein Volkermord.<< 
14.06.1954  
BRD: In Bad Neuenahr gründet der Gesamtdeutsche Minister Jakob Kaiser am 14. Juni 1954 
das Kuratorium "Unteilbares Deutschland", um die Wiedervereinigung Deutschlands zu un-
terstützen.  
In der Gründungserklärung heißt es (x024/263): >>Seit fast einem Jahrzehnt ist Deutschland 
in mehrere Teile zerrissen. Millionen Deutsche sind aus ihrer Heimat vertrieben. Millionen 
Deutsche müssen unter der Herrschaft des Zwanges und des Unrechts leben.  
Im eigenen Land ist es den Deutschen durch Zonen- und Sektorengrenzen noch immer ver-
wehrt, einander frei und ungehindert zu begegnen. Das natürliche Recht eines jeden Volkes 
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auf menschliche und staatliche Gemeinschaft wird dem deutschen Volk noch immer vorent-
halten. Alle Bemühungen seit 1945, ein freies und geeintes Deutschland wiederherzustellen, 
blieben bisher vergeblich. Die Zerreißung unseres Volkes und Landes wurde vielmehr weiter 
verschärft. 
Wir können aber nicht erwarten, daß uns die Welt dazu verhilft, wenn wir nicht selber alles an 
die Wiedererlangung unserer Einheit setzen. Die unterzeichneten Männer und Frauen haben es 
sich deshalb zur Aufgabe gemacht, den Willen zur Wiedervereinigung in allen Kreisen unse-
res Volkes zu stärken. ...<< 
17.06.1954  
DDR: Die SED gründet Am 17. Juni 1954 die atheistische "Gesellschaft zur Verbreitung wis-
senschaftlicher Kenntnisse". 
15.07.1954 
BRD: Walter Müller-Bringmann berichtet am 15. Juli 1954 über das Grenzdurchgangslager 
Friedland (x123/137): >>15. Juli 1954. Fast 500 Sträflinge aus dem Zuchthaus Waldheim 
wurden in Friedland empfangen, registriert, versorgt, weitergeleitet.  
Es waren stille Menschen ohne viele Worte. Verschlossen, mißtrauisch, scheu – so kamen sie 
an, so gingen sie weiter.<< 
17.07.1954  
BRD: Bundespräsident Theodor Heuss wird am 17. Juli 1954 zum 2. Mal gewählt. 
30.08.1954 
Frankreich:  Die französische Nationalversammlung verwirft am 30. August 1954 den Ver-
trag zur Errichtung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG).  
Der EVG-Vertrag sieht eine vollständige Integration der Soldaten und Kriegsmaterial sowie 
ein Aufgehen der nationalen Armeen in eine europäische Armee vor (x155/45). 
03.10.1954 
Großbritannien:  In der Schlußakte der "Londoner Neun-Mächte-Konferenz" (28. September 
bis 3. Oktober 1954) wird die Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in das westliche 
Verteidigungssystem bestätigt (x156/81): >>... II. Brüsseler Vertrag ...  
a) Die Bundesrepublik Deutschland und Italien werden aufgefordert werden, dem Vertrag bei-
zutreten, der in geeigneter Weise geändert wird, um dem Ziel der europäischen Einheit Nach-
druck zu verleihen; die beiden Staaten haben sich zu diesem Beitritt bereit erklärt. Das System 
der gegenseitigen automatischen Beistandsleistung im Angriffsfalle wird damit auf die Bun-
desrepublik Deutschland und Italien ausgedehnt. ...  
Der Umfang und die allgemeine Beschaffenheit des deutschen Verteidigungsbeitrags werden 
dem für die EVG festgesetzten Beitrag entsprechen. ... 
Der Bundeskanzler erklärt, daß sich die Bundesrepublik verpflichtet, auf ihrem Gebiet keine 
Atomwaffen, chemische Waffen oder biologische Waffen herzustellen. ...<< 
Bundeskanzler Adenauer verpflichtet sich ferner in der "Londoner Erklärung", die Wiederver-
einigung Deutschlands oder Änderung der gegenwärtigen Grenzen niemals mit gewaltsamen 
Mitteln herbeizuführen (x125/94-95).  
04.10.1954 
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 4. Oktober 1954 an den britischen Pre-
mierminister Churchill (x095/177): >>... Auf der Neunmächtekonferenz in London ist die so 
stark gefährdete Einheit der westlichen Welt wiederhergestellt worden. 
Für die Bundesrepublik bedeutet diese Konferenz zugleich einen entscheidenden Schritt vor-
wärts auf dem Wege zur Wiederherstellung ihrer Souveränität und ihrer Aufnahme in die bei-
den großen Vertragssysteme der westlichen Welt, den Pakt von Brüssel und die nordatlanti-
sche Organisation.  
Damit wird, sobald die Verträge ratifiziert sind, die Bundesrepublik Deutschland ihren Platz 
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als ein gleichverpflichteter und gleichberechtigter Partner innerhalb der freien Welt finden. 
...< 
05.10.1954  
BRD: Bundeskanzler Adenauer unterrichtet den Bundestag am 5. Oktober 1954 über den Ab-
schluß der "Londoner Neun-Mächte-Konferenz" (x156/82-83): >>... Es wird in aller Deutlich-
keit klargestellt werden können, daß die Bundesrepublik die volle Macht eines souveränen 
Staates über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten haben wird. Die Notstandsklausel ent-
fällt. ... Ein neuer Truppenvertrag nach dem Modell des NATO-Truppenstatus wird ausgehan-
delt werden, um den Truppenvertrag des Bonner Vertragswerks abzulösen. 
Auf finanziellem Gebiet ist es gelungen, zu einer Gesamtvereinbarung zu kommen, die das 
Auslaufen des Besatzungskostenrechts, die Stationierungsverhältnisse während der Interims-
zeit und gewisse Finanzfragen für die Zeit nach dem NATO-Eintritt regelt. Die Bundesrepu-
blik wird schnell auch finanziell den Status aller übrigen NATO-Staaten erhalten. Es ist Sorge 
getragen, daß über alle Verpflichtungen neu verhandelt wird, wenn der Eintritt in die NATO 
nicht bis zum 30. Juni 1955 vollzogen sein sollte. ... 
Das Ergebnis von London erfüllt uns mit Genugtuung und Hoffnung. Die Tatsache, daß unse-
re Außenpolitik eine Zeit schwerer Erschütterungen überwinden konnte, scheint mir ein siche-
rer Beweis zu sein, daß ihre Grundkonzeption richtig war und ist. Ich halte es für notwendig, 
daß wir uns in dieser Stunde noch einmal vergegenwärtigen, welche Ziele unser außenpoliti-
sches Handeln in den letzten Jahren bestimmt haben.  
Als die Bundesregierung ihre Arbeit aufnahm, ergaben sich folgende zentrale Probleme: 
1. Die Herstellung der Unabhängigkeit und Selbstbestimmung der Bundesrepublik. 
2. Die Wiedervereinigung Deutschlands. 
3. Der Zusammenschluß des freien Europas und die Eingliederung Deutschlands in die euro-
päische Gemeinschaft. ... 
... Der europäische Gedanke hat unser nationales Leben tiefgehend und in der glücklichsten 
Weise beeinflußt. Die Deutschen haben dem reaktionären Nationalismus abgesagt. Sie haben 
in vielen Wahlen die extremen politischen Auffassungen zur Bedeutungslosigkeit verurteilt. 
Das deutsche Volk ist auch der Bundesregierung gefolgt, als sie sich mit aller Kraft für das 
Zustandekommen der EVG eingesetzt hat. ...  
Ich wiederhole deshalb die Erklärung, die ich den 9 Mächten gegenüber abgegeben habe, daß 
die Bundesregierung bereit ist, ihre Streitkräfte in eine integrierte europäische Organisation zu 
überführen, sobald eine solche geschaffen wird. ...<< 
18.10.1954 
BRD: Bundeskanzler Konrad Adenauer schreibt am 18. Oktober 1954 an den US-Politiker 
McCloy – von 1949-1952 Hoher Kommissar in Deutschland - (x095/179-180): >>... Das Zu-
standekommen des Londoner Abkommens ist zweifellos durch die tatkräftige Unterstützung 
der amerikanischen Regierung entscheidend gefördert worden. Ich darf dies mit Dankbarkeit 
feststellen. 
Über diesem bedeutenden außenpolitischen Erfolg soll jedoch nicht vergessen werden, daß die 
Wiederbewaffnung dem deutschen Volke neue schwere finanzielle Lasten aufbürdet. Dieses 
wiegt um so schwerer, weil es trotz aller vom Ausland anerkannten Anstrengungen noch nicht 
gelungen ist, alle in das Bundesgebiet eingeströmten Heimatvertriebenen in das Wirtschafts-
leben der Bundesrepublik einzugliedern. Die Aufgabe wird durch den laufenden Zustrom neu-
er Flüchtlinge aus der Sowjetzone noch weiter erschwert. 
Ich habe wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß dieses Problem mit deutschen Mitteln allein 
nicht gelöst werden kann. Die Bundesrepublik ist, wenn das immer noch bestehende Elend 
vieler Vertriebener und Flüchtlinge beseitigt werden soll, auf die finanzielle Hilfe des Auslan-
des angewiesen. 
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Ich darf mir daher die Bitte erlauben, daß Sie Ihren weitreichenden Einfluß geltend machen 
möchten, um der Bundesrepublik eine amerikanische Anleihe zu beschaffen, die mit dazu bei-
tragen könnte, das Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem bald und endlich zu lösen. Hierbei 
danke ich an eine Anleihe in der Größenordnung von etwa 100 Mio. Dollar. Ich darf dabei der 
Überzeugung Ausdruck geben, daß auch Sie es aus vielerlei Gründen als notwendig ansehen 
werden, daß eine Lösung des Vertriebenen- und Flüchtlingsproblems in Aussicht steht, wenn 
man an den Aufbau deutscher Streitkräfte herangeht. ...<<  
23.10.1954  
Frankreich:  Während der "Pariser Konferenz" (19. bis 23. Oktober) wird der sog. "Deutsch-
landvertrag" (Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den USA, Großbritannien und Frankreich) vom 26. Mai 1952 geändert. Der "Deutsch-
landvertrag" (geänderte Fassung vom 23. Oktober 1954) tritt aber erst am 5. Mai 1955 in 
Kraft. 
Die westlichen Siegermächte beschließen ein "Protokoll über die Beendigung des Besatzungs-
regimes" in der Bundesrepublik Deutschland und wandeln den am 17.03.1948 gegründeten 
Brüsseler Beistandspakt (zwischen Großbritannien, Frankreich, Niederlande, Belgien und Lu-
xemburg) in die Westeuropäische Union (WEU) um. Die Bundesrepublik Deutschland und 
Italien werden 1954 Mitglieder der WEU. 
Die Pariser Verträge regeln ferner auch die Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die 
NATO (Ermächtigung zur Aufstellung von Truppen im Rahmen der NATO).  
Der französische Ministerpräsident Mendes-France und Bundeskanzler Adenauer unterzeich-
nen in Paris außerdem ein Abkommen über das sog. "Saarstatut" (politische Autonomie, aber 
völkerrechtliche Vertretung durch die Westeuropäische Union und wirtschaftliche Bindung an 
Frankreich). 
Das Pariser Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland lautet wie folgt (x101/203-209):  
>>Vertrag  
über die Beziehungen  
zwischen der Bundesrepublik Deutschland  
und den Drei Mächten  
(in der gemäß Liste I zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland geänderten Fassung.) 
DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,  
DIE VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA,  
DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND  
und  
DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK  
HABEN zur Festlegung der Grundlagen ihres neuen Verhältnisses den folgenden Vertrag ge-
schlossen: 
Artikel 1 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags werden die Vereinigten Staaten von Amerika, das 
Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland und die Französische Republik (in 
diesem Vertrag und in den Zusatzverträgen auch als "Drei Mächte” bezeichnet) das Besat-
zungsregime in der Bundesrepublik beenden, das Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte 
Hohe Kommission sowie die Dienststellen der Landeskommissare in der Bundesrepublik auf-
lösen. 
(2) Die Bundesrepublik wird demgemäß die volle Macht eines souveränen Staates über ihre 
inneren und äußeren Angelegenheiten haben. 
Artikel 2 
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Im Hinblick auf die internationale Lage, die bisher die Wiedervereinigung Deutschlands und 
den Abschluß eines Friedensvertrags verhindert hat, behalten die Drei Mächte die bisher von 
ihnen ausgeübten oder innegehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und 
auf Deutschland als Ganzes einschließlich der Wiedervereinigung Deutschlands und einer 
friedensvertraglichen Regelung. Die von den Drei Mächten beibehaltenen Rechte und Ver-
antwortlichkeiten in bezug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland und der 
Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte bestimmen sich nach den Artikeln 4 und 5 dieses 
Vertrags. 
Artikel 3 
(1) Die Bundesrepublik wird ihre Politik in Einklang mit den Prinzipien der Satzung der Ver-
einten Nationen und mit den im Statut des Europarates aufgestellten Zielen halten. 
(2) Die Bundesrepublik bekräftigt ihre Absicht, sich durch ihre Mitgliedschaft in internationa-
len Organisationen, die zur Erreichung der gemeinsamen Ziele der freien Welt beitragen, mit 
der Gemeinschaft der freien Nationen völlig zu verbinden. Die Drei Mächte werden zu gege-
bener Zeit Anträge der Bundesrepublik unterstützen, die Mitgliedschaft in solchen Organisa-
tionen zu erlangen. 
(3) Bei Verhandlungen mit Staaten, mit denen die Bundesrepublik keine Beziehungen unter-
hält, werden die Drei Mächte die Bundesrepublik in Fragen konsultieren, die deren politische 
Interessen unmittelbar berühren. 
(4) Auf Ersuchen der Bundesregierung werden die Drei Mächte die erforderlichen Vorkeh-
rungen treffen, die Interessen der Bundesrepublik in ihren Beziehungen zu anderen Staaten 
und in gewissen internationalen Organisationen oder Konferenzen zu vertreten, soweit die 
Bundesrepublik dazu nicht selbst in der Lage ist. 
Artikel 4 
(1) Bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über den deutschen Verteidigungsbeitrag behalten 
die Drei Mächte weiterhin ihre bisher ausgeübten oder innegehabten Rechte in bezug auf die 
Stationierung von Streitkräften in der Bundesrepublik. Die Aufgabe dieser Streitkräfte wird 
die Verteidigung der freien Welt sein, zu der die Bundesrepublik und Berlin gehören.  
Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 5 Absatz (2) dieses Vertrags bestimmen sich 
die Rechte und Pflichten dieser Streitkräfte nach dem Vertrag über die Rechte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland (im folgen-
den als "Truppenvertrag” bezeichnet), auf den in Artikel 8 Absatz (1) dieses Vertrags Bezug 
genommen ist. 
(2) Die von den Drei Mächten bisher ausgeübten oder innegehabten und weiterhin beizubehal-
tenden Rechte in bezug auf die Stationierung von Streitkräften in Deutschland werden von 
den Bestimmungen dieses Artikels nicht berührt, soweit sie für die Ausübung der im ersten 
Satz des Artikels 2 dieses Vertrags genannten Rechte erforderlich sind. Die Bundesrepublik 
ist damit einverstanden, daß vom Inkrafttreten der Abmachungen über den deutschen Vertei-
digungsbeitrag an Streitkräfte der gleichen Nationalität und Effektivstärke wie zur Zeit dieses 
Inkrafttretens in der Bundesrepublik stationiert werden dürfen.  
Im Hinblick auf die in Artikel 1 Absatz (2) dieses Vertrags umschriebene Rechtsstellung der 
Bundesrepublik und im Hinblick darauf, daß die Drei Mächte gewillt sind, ihre Rechte betref-
fend die Stationierung von Streitkräften in der Bundesrepublik, soweit diese betroffen ist, nur 
in vollem Einvernehmen mit der Bundesrepublik auszuüben, wird diese Frage in einem be-
sonderen Vertrag geregelt. 
Artikel 5 
(1) Für die in der Bundesrepublik stationierten Streitkräfte gelten bis zum Inkrafttreten der 
Abmachungen über den deutschen Verteidigungsbeitrag die folgenden Bestimmungen: 
(a) Die Drei Mächte werden die Bundesregierung in allen die Stationierung dieser Streitkräfte 
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betreffenden Fragen konsultieren, soweit es die militärische Lage erlaubt. Die Bundesrepublik 
wird nach Maßgabe dieses Vertrags und der Zusatzverträge im Rahmen ihres Grundgesetzes 
mitwirken, um diesen Streitkräften ihre Aufgabe zu erleichtern. 
(b) Die Drei Mächte werden nur nach vorheriger Einwilligung der Bundesrepublik Truppen 
eines Staates, der zur Zeit keine Kontingente stellt, als Teil ihrer Streitkräfte im Bundesgebiet 
stationieren. Jedoch dürfen solche Kontingente im Falle eines Angriffs oder unmittelbar dro-
henden Angriffs ohne Einwilligung der Bundesrepublik in das Bundesgebiet gebracht werden, 
dürfen dagegen nach Beseitigung der Gefahr nur mit Einwilligung der Bundesrepublik dort 
verbleiben. 
(2) Die von den Drei Mächten bisher innegehabten oder ausgeübten Rechte in bezug auf den 
Schutz der Sicherheit von in der Bundesrepublik stationierten Streitkräften, die zeitweilig von 
den Drei Mächten beibehalten werden, erlöschen, sobald die zuständigen deutschen Behörden 
entsprechende Vollmachten durch die deutsche Gesetzgebung erhalten haben und dadurch in 
Stand gesetzt sind, wirksame Maßnahmen zum Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte zu 
treffen, einschließlich der Fähigkeit, einer ernstlichen Störung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zu begegnen. Soweit diese Rechte weiterhin ausgeübt werden können, werden sie 
nur nach Konsultation mit der Bundesregierung ausgeübt werden, soweit die militärische Lage 
eine solche Konsultation nicht ausschließt, und wenn die Bundesregierung darin überein-
stimmt, daß die Umstände die Ausübung derartiger Rechte erfordern. Im übrigen bestimmt 
sich der Schutz der Sicherheit dieser Streitkräfte nach den Vorschriften des Truppenvertrags 
oder den Vorschriften des Vertrags, welcher den Truppenvertrag ersetzt, und nach deutschem 
Recht, soweit nicht in einem anwendbaren Vertrag etwas anderes bestimmt ist. 
Artikel 6 
(1) Die Drei Mächte werden die Bundesrepublik hinsichtlich der Ausübung ihrer Rechte in 
bezug auf Berlin konsultieren. 
(2) Die Bundesrepublik ihrerseits wird mit den Drei Mächten zusammenwirken, um es ihnen 
zu erleichtern, ihren Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin zu genügen. 
Artikel 7 
(1) Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen 
Politik eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte friedens-
vertragliche Regelung für ganz Deutschland ist, welche die Grundlage für einen dauerhaften 
Frieden bilden soll. Sie sind weiterhin darüber einig, daß die endgültige Festlegung der Gren-
zen Deutschlands bis zu dieser Regelung aufgeschoben werden muß. 
(2) Bis zum Abschluß der friedensvertraglichen Regelung werden die Unterzeichnerstaaten 
zusammenwirken, um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein 
wiedervereinigtes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie 
die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist. 
(3) (gestrichen) 
(4) Die Drei Mächte werden die Bundesrepublik in allen Angelegenheiten konsultieren, wel-
che die Ausübung ihrer Rechte in bezug auf Deutschland als Ganzes berühren. 
Artikel 8 
(1) (a) Die Unterzeichnerstaaten haben die folgenden Zusatzverträge geschlossen: 
Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland; 
Finanzvertrag; 
Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen. 
(b) Der Vertrag über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder 
in der Bundesrepublik Deutschland und das am 26. Mai 1952 in Bonn unterzeichnete Ab-
kommen über die steuerliche Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der durch 
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das Protokoll vom 26. Juli 1952 abgeänderten Fassung bleiben bis zum Inkrafttreten neuer 
Vereinbarungen über die Rechte und Pflichten der Streitkräfte der Drei Mächte und sonstiger 
Staaten, die Truppen auf dem Gebiet der Bundesrepublik unterhalten, in Kraft.  
Die neuen Vereinbarungen werden auf der Grundlage des in London am 19. Juni 1951 zwi-
schen den Parteien des Nordatlantikpakts über den Status ihrer Streitkräfte unterzeichneten 
Abkommens getroffen, ergänzt durch diejenigen Bestimmungen, die im Hinblick auf die be-
sonderen Verhältnisse in bezug auf die in der Bundesrepublik stationierten Streitkräfte erfor-
derlich sind. 
(c) Der Finanzvertrag bleibt bis zum Inkrafttreten neuer Vereinbarungen in Kraft, über die 
gemäß Artikel 4 Absatz (4) jenes Vertrags mit anderen Mitgliedstaaten der Nordatlantikpakt-
Organisation verhandelt wird, die Truppen im Bundesgebiet stationiert haben. 
(2) Während der in Artikel 6 Absatz (4) des Ersten Teils des Vertrags zur Regelung aus Krieg- 
und Besatzung entstandener Fragen vorgesehenen Übergangszeit bleiben die in jenem Absatz 
erwähnten Rechte der drei Unterzeichnerstaaten erhalten. 
Artikel 9 
(1) Es wird ein Schiedsgericht errichtet werden, das gemäß den Bestimmungen der beigefüg-
ten Satzung tätig werden wird. 
(2) Das Schiedsgericht ist ausschließlich zuständig für alle Streitigkeiten, die sich zwischen 
der Bundesrepublik und den Drei Mächten aus den Bestimmungen dieses Vertrags oder der 
beigefügten Satzung oder eines der Zusatzverträge ergeben und welche die Parteien nicht 
durch Verhandlungen oder auf eine andere zwischen allen Unterzeichnerstaaten vereinbarte 
Weise beizulegen vermögen, soweit sich nicht aus Absatz (3) dieses Artikels oder aus der bei-
gefügten Satzung oder aus den Zusatzverträgen etwas anderes ergibt. 
(3) Streitigkeiten, welche die in Artikel 2, den ersten beiden Sätzen des Absatzes (1) des Arti-
kels 4, dem ersten Satz des Absatzes (2) des Artikels 4 und den ersten beiden Sätzen des Ab-
satzes (2) des Artikels 5 angeführten Rechte der Drei Mächte oder Maßnahmen auf Grund der 
Rechte berühren, unterliegen nicht der Gerichtsbarkeit des Schiedsgerichtes oder eines ande-
ren Gerichtes. 
Artikel 10 
Die Unterzeichnerstaaten überprüfen die Bestimmungen dieses Vertrags und der Zusatzver-
träge: 
(a) auf Ersuchen eines von ihnen im Falle der Wiedervereinigung Deutschlands oder einer 
unter Beteiligung oder mit Zustimmung der Staaten, die Mitglieder dieses Vertrags sind, er-
zielten internationalen Verständigung über Maßnahmen zur Herbeiführung der Wiederverei-
nigung Deutschlands oder der Bildung einer europäischen Föderation, oder 
(b) in jeder Lage, die nach Auffassung aller Unterzeichnerstaaten aus einer Änderung grund-
legenden Charakters in den zur Zeit des Inkrafttretens des Vertrags bestehenden Verhältnissen 
entstanden ist. 
In beiden Fällen werden sie in gegenseitigem Einvernehmen diesen Vertrag und die Zusatz-
verträge in dem Umfang ändern, der durch die grundlegende Änderung der Lage erforderlich 
oder ratsam geworden ist. 
Artikel 11 
(1) (gestrichen) 
(2) (gestrichen) 
(3) Dieser Vertrag und die Zusatzverträge werden in den Archiven der Regierung der Bundes-
republik Deutschland hinterlegt; diese wird jedem Unterzeichnerstaat beglaubigte Ausferti-
gungen übermitteln und jeden Unterzeichnerstaat vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ver-
trags und der Zusatzverträge in Kenntnis setzen. 
ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten von ihren Regierungen gehörig beglau-
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bigten Vertreter diesen Vertrag unterschrieben. 
Geschehen zu BONN am sechsundzwanzigsten Tage des Monats Mai 1952 in deutscher, eng-
lischer und französischer Sprache, wobei alle drei Fassungen gleichermaßen authentisch sind. 
Für die Bundesrepublik Deutschland gezeichnet: 
Adenauer 
 
Für das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland gezeichnet: 
Anthony Eden 
 
Für die Vereinigten Staaten von Amerika gezeichnet: 
Dean Acheson 
 
Für die Französische Republik gezeichnet: 
Robert Schuman<< 
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schreibt später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über die US-Deutschlandpolitik (x306/173-177): >>Bundesrepublik im Ab-
stieg 
Harry S. Truman (1945-1952) war unter den Nachfolgern Roosevelts der einzige, dessen Stern 
nicht im Kometenschweif des Schmiedes der amerikanisch-sowjetischen Allianz aufging. Der 
Vizepräsident Truman wurde vom revoltierenden demokratischen Parteiapparat Roosevelt 
1944 für seine vierte Präsidentschaft aufgenötigt. Roosevelt ließ seinen Schützling Wallace 
zugunsten Trumans fallen, um nicht durch die Unzufriedenheit seiner Partei an der Verfol-
gung der großen Pläne, mit denen er stand und fiel, gehindert zu werden. Er stellte Truman 
nach der Präsidentenwahl unverzüglich kalt.  
Dwight D. Eisenhower (1953-1960) war noch 1941 ein unbekannter Oberstleutnant - zwei 
Jahre später wurde er zum Oberkommandierenden der Alliierten Expeditionsstreitkräfte in 
Europa ernannt. Er hatte in wenigen Monaten durch eine Blitzkarriere zahlreiche rangältere 
Generäle überrundet. Ob die Version stimmt, daß Eisenhower anläßlich einer Hoteleröffnung 
in seiner Garnison Roosevelts Tochter Anna Boettiger kennengelernt und deren Protektion 
erworben habe, oder nicht, eines ist unbestreitbar: wenn es einen amerikanischen General ge-
geben hat, der als Roosevelt General bezeichnet werden konnte, war es Eisenhower. 
John F. Kennedy (1961-1963) wurde (als Ersatz für seinen gefallenen Bruder) von seinem 
Vater Joseph Kennedy zum Kandidaten der Familie für die Präsidentschaft bestimmt. Er hätte 
niemals kandidieren können, wenn sein Vater nicht in der Demokratischen Partei eine Schlüs-
selstellung eingenommen hätte, die er der Tatsache verdankte, daß er einer der wenigen Ge-
schäftsleute gewesen war, die Roosevelt von Anfang an unterstützt hatten. Der Grund hierfür 
war, daß Roosevelt nicht nur das Regime der Industriellen beendete, sondern auch die Prohi-
bition. Da Kennedy jedoch größere Mengen Whisky als Apothekenware nach Amerika impor-
tiert hatte, war Roosevelts Wahl (und die Aufhebung der Prohibition) für ihn ein lohnendes 
Geschäft. 
Lyndon B. Johnson (ab 1963) war ein weißer (d.h. liberaler) Rabe unter den reaktionären, aber 
für die Demokratische Partei wichtigen Südstaatlern. So erhielt er jede Protektion, die Roose-
velt zu vergeben in der Lage war. In der Lebensgeschichte aller Nachfolger Trumans spukt der 
Geist des verblichenen Roosevelts, der sich in ihrer Deutschlandpolitik stets aufs Neue zu 
manifestieren droht. In Roosevelts Weltsystem war Deutschland der Platz eines alliierten 
Kondominiums minderen Rechtes und minderen Lebensstandards zugewiesen worden. Drei-
mal täglich Suppe sei genügend, damit die Deutschen Leib und Seele zusammenhielten.  
Die dem Aufstieg auf einen steilen Berg (dem Berg der Läuterung Dantes?) vergleichbaren 
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Anstrengungen der Vergangenheitsbewältigung und moralischen Prüfung unter alliierter Auf-
sicht würden so beschwerlich, daß die Deutschen zu erschöpft sein würden, um noch ein Ge-
wehr zu tragen. Der Friede beruhe auf dem Zusammenwirken der drei (oder vier oder fünf) 
Großmächte. Die anglo-amerikanisch-sowjetische Kriegsallianz bilde auch das Fundament der 
Friedensordnung, da sie in Krieg und Frieden die gleichen moralischen Prinzipien verkörpere. 
Als Roosevelt nicht lange nach dem Antritt seiner vierten Präsidentschaft starb, zerfiel die 
innenpolitische Kräftegruppierung, die seine Politik getragen hatte und die durch Roosevelt 
persönlich zusammengehalten worden war.  
Aus dem System der Roosevelt’schen Weltpolitik herausgelöst, ergaben deren einzelne Ele-
mente keinen Sinn mehr. Sie wurden Stück für Stück in Zweifel gezogen. Auch Roosevelts 
Deutschlandpolitik mußte einer Revision unterzogen werden. Die Isolierung Deutschlands 
und die Verhängung von Strafe und Bewährung für Verfehlungen gegen jene Moral, die in 
Politik und Privatleben ein und dieselbe sei, mußte jenen, die in der Politik etwas anderes als 
einfach eine Unterabteilung der Moral sahen, als eine allzu kostspielige Rache erscheinen. Da 
sich nach Roosevelts Tod die Maßstäbe geändert hatten, schienen die alten Berechnungen 
nicht zu stimmen. 
Und doch war Roosevelts System nicht endgültig begraben. 15 Jahre nach seinem Tode war 
durch die waffentechnische Entwicklung eine Situation heraufbeschworen worden, in der das 
Zusammenwirken der gleichen drei (oder vier oder fünf) Großmächte, die sich gemäß Roose-
velts System nach Entwaffnung der übrigen Staaten in die Weltherrschaft teilen sollten, sich 
wegen der Gefahr der atomaren Selbstvernichtung beinahe von selbst wiederaufdrängte.  
Die gleichen Großmächte begannen - diesmal in ihrer Eigenschaft als Atommächte - den Ab-
stand, den sie in Jalta durch ihren Löwenanteil bei dem Kriegseinsatz gerechtfertigt hatten, 
gegenüber der Restwelt wiederherzustellen. Daß die machtpolitisch richtungspolitischen und 
intellektuellen Bestandteile von Roosevelts System zusammenhingen, erwies sich, als mit 
dem neuen Konzert der Groß und Atommächte auch die lange versunken geglaubten Begleit-
ideen der alliierten Kriegskoalition wiederauftauchten, nicht zuletzt ihre Ideen über Deutsch-
land. 
Wirkte sich das neue Klima, das in vielem das alte aus den Tagen Roosevelts war, rund um 
den Globus in einer Linksverschiebung aus, so glich sich die politische Stimmung in Deutsch-
land eher den Bildern abstrakter Maler an. Die Erklärung ist nicht weit zu suchen. Hatte das 
Roosevelt’sche System für jede andere Nation Vorteile und Nachteile bereitgehalten, so sah es 
für Deutschland (und Japan) von allen Vorteilen ab. … 
Die Nachkriegsgeschichte wird heute zum Problem. In Westdeutschland hat man sich über 
Fahrtrichtung und Stationen der Nachkriegsgeschichte bewußt wenig Gedanken gemacht, da 
man einer geschichtlichen Einordnung (die ja auch den eigenen Sitzplatz mitumfassen müßte) 
auszuweichen bestrebt war. Die "Zeitgeschichte", über die man soviel redete, blieb Geschichte 
des "Dritten Reiches".  
Die Grausamkeiten der Nationalsozialisten waren das Alibi, das einem 20 Jahre später das 
Nachdenken ersparen sollte. Was gefolgt war, interessierte nicht, es hatte keinen volkspäd-
agogischen Nutzwert. Die Periodisierung der Nachkriegsgeschichte wurde bei uns vom 
Volksmund vorgenommen. Er spricht von der Zeit vor und nach der "Währung". Der Stichtag 
der Währungsreform vom 21. Juni 1948 ist in der Tat ein einprägsames Datum, da er alle 
Westdeutschen gleichmäßig erreichte. ... 
So überdeutlich die Währungsreform ins Auge fällt, so sehr ist sie ein Glied in einer Kette von 
Ereignissen, die von der Schaffung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes (1946), der Errich-
tung der Frankfurter Institutionen und Parlamente (1947), dem Auftrag zur Errichtung der 
Bundesrepublik (1948), der Aufnahme der Arbeit von Bundesregierung und Bundestag 
(1949), zur Revision des Besatzungsstaates (1951), dem Ende der Besatzung (1955), dem Bei-
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tritt der Bundesregierung zur NATO (1955) und der Unterzeichnung der Römischen Verträge 
(1957) führt. Alle diese Ereignisse können auf einer ansteigenden Linie, die aus der Entmach-
tung und Diskriminierung zur Selbstbehauptung, Souveränität und Gleichberechtigung, aus 
der Fremdherrschaft zur Selbstherrschaft führt, eingezeichnet werden. 
Auf diese ansteigende Linie der deutschen Politik fiel der Schatten der Teilung Deutschlands, 
ein Schatten, der nicht durch irgendwelche deutsche Politiker in Ost oder West, sondern durch 
die vom Kontrollrat am 30. Juni 1946 angeordnete Schließung der Zonengrenzen in die deut-
sche Geschichte eingezeichnet wurde. Den westdeutschen Politikern der Nachkriegsjahre ging 
es mit Recht um die Wiedererlangung des Grundrechts des Staates - der Souveränität - ohne 
die keine Politik, sondern nur Auftragsverwaltung durch schwächliche Protektoratsregierun-
gen möglich ist. 
Es waren zwei Wege denkbar, auf denen man zur Souveränität gelangen konnte. Den einen 
schlugen Konrad Adenauer und in der SPD Ernst Reuter ein. Es war der Weg der kleinen und 
der großen Schritte. Adenauer und Reuter gingen davon aus, daß die Souveränität in der Hand 
der Alliierten lag. Durch Ausnützen günstiger Momente und erhebliche Konzessionen für den 
Augenblick versuchten sie, sie Stück für Stück wiederzugewinnen. 
Der andere Weg war der Kurt Schumachers. Er ging davon aus, daß die Souveränität nach wie 
vor beim deutschen Volk lag und nur zeitweise von den Alliierten usurpiert worden war. Sie 
sei von den Alliierten einzufordern als ein Recht, an dem nicht herumgehandelt werden dürfe. 
Auf beiden Wegen war die deutsche Teilung ein Mittel, um später zur Souveränität des gan-
zen Deutschland zu kommen.  
Die Wiedervereinigung bildete den imaginären Schlußpunkt in Verlängerung des eingeschla-
genen Weges. Für Adenauer und Reuter sollten sich der Souveränitätszuwachs und die Stär-
kung der Bundesrepublik in einer wachsenden Handlungsfreiheit auszahlen, die unter Ausnut-
zung der gegebenen, schnell wechselnden Situationen auch einmal der deutschen Politik die 
Chance geben würde, ihr Ziel mit Erfolg zu vertreten.  
Für Schumacher war die deutsche Einheit ein unverlierbares staatliches Grundrecht, das so-
lange von den Alliierten einzufordern war, bis diese vom rechtswidrigen Vorenthalten der 
Einheit Abstand nahmen. Der Status quo der Kontrollratsherrschaft - das war allen klar - wür-
de sich nie zur deutschen Selbstherrschaft, sondern nur zu einer anderen Form der interalliier-
ten oder internationalen Fremdherrschaft weiterentwickeln. ... 
Konnten die markanten Ereignisse in der Geschichte der Bundesrepublik bis etwa 1956 in 
eine ansteigende Kurve eingetragen werden, die auf volle Souveränität, auf Selbstbestimmung 
und Gleichberechtigung hinstrebte, so fehlen seit 1957 entsprechende Daten. Die Kurve 
scheint ihren Anstieg abzubrechen, sich zu wenden und in einer absteigenden Linie ihre Bahn 
fortzusetzen. Andere Ereignisse und andere Daten treten hervor, die Verzichte auf Souveräni-
tät, auf Selbstbestimmung und Gleichberechtigung einschließen und die auf ein Wiederein-
lenken in ein weltpolitisches System, wie es Franklin Delano Roosevelt vorschwebte, hindeu-
ten. 
Bei der Rückkehr in die Ära Roosevelt stellte sich heraus, daß eine Reihe völkerrechtlicher, 
staatsrechtlicher und politisch gesinnungsmäßiger Ausformungen dieser Ära durch den Ost 
West Konflikt zwar überlagert, aber nicht beseitigt worden waren. ...<< 
 


